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1 Einleitung 

Die Maßnahmen, Leistungen und Angebote für Familien sind vielfältig und wurden in den 
letzten Jahren immer wieder kontrovers diskutiert. Welche Förderung brauchen Familien? 
Wovon profitieren Kinder am meisten? Diese Fragen sind nicht so leicht zu beantworten, wie 
es auf dem ersten Blick scheinen mag. Im Jahre 2009 wurde vom Bundesministerium für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und vom Bundesministerium der Finanzen 
(BMF) eine Gesamtevaluation in Auftrag gegeben, die erstmals umfassend untersucht hat, 
welche Wirkungen die verschiedenen ehe- und familienbezogenen Leistungen im Hinblick 
auf bestimmte familienpolitische Ziele haben (Bonin et al. 2013). Ein zentrales Resultat ist, 
dass neben der Weiterentwicklung des Elterngeldes im Sinne einer partnerschaftlichen Ar-
beitsteilung vor allem die öffentliche Finanzierung der Kindertagesbetreuung stärker ausge-
baut werden muss. Das Kindergeld übt hingegen einen relativ schwachen Effekt auf die un-
tersuchten Zielbereiche aus, dies allerdings über einen langen Zeitraum. Die moderate Er-
höhung des Kindergeldes sowie der Kinderfreibeträge und das am 21.07.15 vom Bundesver-
fassungsgericht gefällte Urteil zum Betreuungsgeld (BVerfG 2015, 1 BvF 2/13) haben die 
Diskussionen um eine angemessene Förderung von Familien weiter angetrieben. 

Reformvorschläge im Bereich der monetären familienbezogenen Leistungen können grund-
sätzlich danach unterschieden werden, ob sie sich innerhalb des bestehenden Systems fa-
milienbezogener Leistungen bewegen oder ob sie eine umfangreiche Neugestaltung beinhal-
ten, wie in der nachfolgenden Abbildung beispielhaft dargestellt. 

Abbildung 1 Reformen innerhalb des Systems vs. Neugestaltung des Systems 

Reformen innerhalb  
des bestehenden Systems 

Neugestaltung  
des bestehenden Systems 

- Kindergelderhöhung 
- Wegfall oder Neujustierung der bestehenden 

kindesbezogenen Freibeträge 
- Einführung eines Kindergrundfreibetrages 
- Reform des Kinderzuschlags 

- verschiedene Kindergrundsicherungskonzep-
te (teilweise mit Elementen eines Grundein-
kommens oder einer Grundsicherung) 

Quelle: Eigene Darstellung. 

Die Kindergrundsicherung stellt vor diesem Hintergrund die umfassendste Reform dar, denn 
sie verlangt nahezu eine komplette Neugestaltung des existierenden Systems aus finanziel-
ler Förderung und steuerlicher Entlastung von Familien. Ihre Befürworter/innen versprechen 
sich hiervon neben der Bekämpfung von Kinderarmut mehr Transparenz, eine Reduzierung 
von Antragshürden sowie eine Vereinfachung des Familienlastenausgleichs1. Die Kinder-
grundsicherung wird u.a. gefordert vom Bündnis Kindergrundsicherung2, dem Paritätischen 

                                                           
1 Im Folgenden mit FLA abgekürzt. Seit 1996 wird in diesem Zusammenhang vom Familienleistungsausgleich 
gesprochen, wobei hier ein tatsächliche Ausgleich von externen Effekten, die durch Familienarbeit für die Gesell-
schaft zustande kommen (Erziehung, Versorgung und Bildung), die aber nicht durch den Markt abgegolten wer-
den, nicht stattfindet (siehe hierzu Gerlach 2004: 211; Siebter Familienbericht der Bundesregierung 2006: 56). 
2 Das Bündnis Kindergrundsicherung besteht aus neun Wohlfahrtsorganisationen (u.a. Arbeiterwohlfahrt, Deut-
scher Kinderschutzbund, Gewerkschaft Erziehung & Wissenschaft, Zukunftsforum Familie) sowie zwölf namhaf-
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Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen oder dem Familienbund der Katholiken. Refor-
men innerhalb des bestehenden Systems werden beispielsweise von der SPD, dem Deut-
schen Gewerkschaftsbund, dem Deutschen Caritasverband oder auch der Evangelischen 
Arbeitsgemeinschaft für Familienfragen gefordert.  

Der Grundgedanke einer Kindergrundsicherung besteht in einer Reform des FLA: Der am 
verfassungsrechtlich garantierten steuerlichen Existenzminimum orientierte Grundbedarf von 
Kindern soll durch eine Transferleistung gedeckt werden. Diese kann je nach Konzept be-
darfsorientiert oder bedingungslos ausgestaltet sein. Die bestehenden kindbezogenen Leis-
tungen sollen hierdurch ganz oder teilweise ersetzt werden. In den meisten Vorschlägen ei-
ner Kindergrundsicherung werden die Beträge mit steigendem Einkommen der Eltern abge-
schmolzen. 

Von den Befürworter/innen einer Neugestaltung des Systems wird der Infrastrukturausbau 
der Kinderbetreuung und frühkindlichen Bildung im Sinne einer nachhaltigen Familienpolitik 
meist nur am Rande erwähnt oder trotz Betonung der Wichtigkeit nicht näher konzeptuali-
siert. In die Bewertung verschiedener Konzepte zur Unterstützung und Förderung von Fami-
lien muss dieser Aspekt jedoch unbedingt einbezogen werden. Dies ist nicht zuletzt vor dem 
Hintergrund der Ergebnisse der angesprochenen Gesamtevaluation ehe- und familienbezo-
gener Leistungen wichtig, sondern auch in Bezug auf die langfristige familienpolitische Ziel-
setzung, eine gleichberechtigte partnerschaftliche Aufgabenverteilung zwischen Erwerbs- 
und Familienarbeit zu ermöglichen.3  

In einer bereits vorliegenden Analyse zweier Konzepte der Kindergrundsicherung kommen 
Irene Becker und Richard Hauser zu dem Schluss, dass die Kindergrundsicherung im Ver-
gleich zu einer Erhöhung des Kindergelds bzw. des Kinderzuschlags die beste Möglichkeit 
zur Bekämpfung von Armut von Familien und Kindern darstellt (2010). Trotz ähnlich hoher 
Kosten wie die für eine Erhöhung des Kindergeldes entstehenden, führe die Kindergrundsi-
cherung zu einer größeren Umverteilung. Eine vergleichende Bewertung der zahlreichen 
vorliegenden Konzepte zur Kindergrundsicherung ist bisher nicht durchgeführt worden. Die 
vorliegende Expertise soll diese Lücke im Hinblick auf die dazu notwendigen Grundlagen 
schließen, indem sie Indikatoren zur Bewertung und Überprüfbarkeit der Kindergrundsiche-
rungskonzepte entwickelt und die Modelle – soweit im Rahmen des vorliegenden Materials 
möglich – auf diese hin untersucht.   

Die Expertise wurde von der Otto-Brenner-Stiftung gefördert und bezieht sich auf eine Aus-
wahl an Konzepten auf der Grundlage von Informationsmaterialien, welche vom Bündnis 
Kindergrundsicherung zusammengetragen und vom Deutschen Kinderschutzbund übermit-
telt wurden. Konkret werden die Konzepte von Bündnis 90/Die Grünen, Bündnis Kinder-
grundsicherung, Diakonisches Werk, Die Linke, Familienbund der Katholiken, Paritätischer 
Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen sowie des Verbandes alleinerziehender Mütter 
und Väter (VAMV) analysiert. Das Konzept der SPD wird zusammen mit der Position des 
DGB gesondert behandelt, da es sich hierbei um Reformvorschläge innerhalb des bestehen-
den Leistungssystems handelt. Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die Kon-
zeptpapiere der Parteien und Verbände nicht zwangsläufig ihre Gesamtbeschlusslage wider-
                                                                                                                                                                                     
ten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern), Quelle: www.kinderarmut-hat-folgen.de/buendnismitglieder.php 
Stand Juli 2015. 
3 Siehe hierzu z.B. BMFSFJ 2015: Mehr Partnerschaftlichkeit – ein Plus für die ganze Familie. 
http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Presse/pressemitteilungen,did=215940.html. Stand Juli 2015. 

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Presse/pressemitteilungen,did=215940.html
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spiegeln, da Konzepte einer Kindergrundsicherung auch innerhalb der Parteien und Verbän-
de kontrovers diskutiert werden. Teilweise handelt es sich um Positionspapiere einzelner 
Mitglieder. In die Expertise sollen solche Vorschläge einbezogen werden, die möglichst um-
fassend bewertbar sind. Die Positionspapiere erweisen sich zudem als sehr heterogen: Eini-
ge von ihnen beinhalten bereits Hinweise auf Umsetzungs- und Finanzierungsmöglichkeiten 
einer Kindergrundsicherung, andere ähneln stärker einem politischen Appell, eine solche 
Grundsicherung einzuführen. Neben einer Dokumentenanalyse und der Systematisierung 
der Konzepte wurden Experteninterviews durchgeführt, um sowohl die steuer- und sozial-
rechtlichen Konsequenzen einer Kindergrundsicherung umfassend einbeziehen zu können 
als auch die interessenpolitische Position am Beispiel der Gewerkschaften. 

Ziel der Expertise ist es, einen systematischen Überblick über bereits vorhandene Konzepte 
zur Kindergrundsicherung zu erarbeiten und auf der Grundlage eines Indikatorenkataloges 
einen Vergleich dieser Konzepte zu ermöglichen. Dieser Vergleich soll dazu dienen, die Mo-
delle wissenschaftlich fundiert zu bewerten. Zu diesem Zweck werden der Hintergrund und 
der Status Quo zum Thema Kinderarmut sowie zu den bestehenden familienpolitischen Leis-
tungen erläutert (Abschnitt 2). Voraussetzungen und Rahmenbedingungen, welche bei Re-
formvorschlägen einer Kindergrundsicherung berücksichtigt werden müssen, stehen im Fo-
kus von Abschnitt 3. Anschließend werden die Bewertungskriterien formuliert sowie erläutert 
(Abschnitt 4) und es wird ein Überblick über die hier untersuchten Kindergrundsicherungs-
konzepte gegeben (Abschnitt 5). In Abschnitt 6 erfolgt die Einordnung und Bewertung der 
Konzepte anhand der aufgestellten Indikatoren unter Einbezug der Ergebnisse der Experten-
interviews. Abschnitt 7 behandelt die Reformvorschläge von SPD sowie des DGB, welche 
Veränderungen im bestehenden Leistungssystem beinhalten. Ein abschließendes Resümee 
ordnet die Erkenntnisse in die politische Diskussion ein.  
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2 Hintergrund und Status Quo 

Für die Untersuchung verschiedener Konzepte einer Kindergrundsicherung ist zunächst die 
Betrachtung des Themenfeldes Kinderarmut relevant, da die Bekämpfung von Kinderarmut 
als ein zentrales Ziel einer Kindergrundsicherung angeführt wird. Die Einführung einer Kin-
dergrundsicherung würde eine grundlegende Reform des FLA und damit der bestehenden 
familienbezogenen Leistungen bedeuten. Diese werden in Abschnitt 2.2 dargestellt. 

2.1 Kinderarmut und Kinderarmutspolitik 
Kinder unter 18 Jahren sind in Deutschland überproportional häufig von Armut betroffen. Als 
armutsgefährdet gilt derjenige, dessen Einkommen weniger als 60 Prozent des Medians der 
Äquivalenzeinkommen der Bevölkerung (in Privathaushalten) beträgt. Unterschreitet das 
Einkommen diesen Wert, kann dies negative Auswirkungen auf den Lebensstandard und die 
Teilhabechancen der Betroffenen haben (MAIS 2012: 71). Während im Jahr 2013 im Durch-
schnitt 15,5 Prozent der Bevölkerung armutsgefährdet war, lag die Quote für Kinder und Ju-
gendliche unter 18 Jahren mit 19,2 Prozent deutlich höher.  

Dabei unterscheidet sich die Armutsgefährdung von Kindern bzw. Familien je nach Familien-
form und Kinderzahl (Abbildung 2). Besonders armutsgefährdet sind Alleinerziehende, deren 
Armutsgefährdungsquote im Jahr 2013 bei 43 Prozent lag. Vergleichsweise gering sind die 
Armutsgefährdungsquoten für Paare mit Kindern. Von den Paaren mit einem oder zwei Kin-
dern sind 9,5 bzw. 10,8 Prozent von Armut betroffen. Aber auch bei den Paarfamilien steigt 
die Armutsgefährdungsquote mit der Zahl der Kinder an. So waren 2013 knapp ein Viertel 
der Paarfamilien mit drei oder mehr Kindern von Armut betroffen. 

Abbildung 2: Armutsgefährdungsquote gemessen am Bundesmedian nach Haushaltstyp,4 Deutschland 2013, in 
Prozent 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Ergebnisse des Mikrozensus. 

Weiterhin können deutliche regionale Unterschiede bezüglich der Armutsgefährdungsquoten 
von Kindern und Familien festgestellt werden. So zeigen sich zum einen deutliche Unter-
schiede zwischen den alten und den neuen Bundesländern: Während in den westdeutschen 
Bundesländern die Armutsgefährdungsquote von Kindern unter 18 Jahren im Jahr 2013 bei 
17,6 Prozent lag, betrug sie in den ostdeutschen Bundesländern 26 Prozent.5 Die Unter-

                                                           
4 Zu den Kindern zählen Personen im Alter von unter 18 Jahren ohne Lebenspartner und eigene Kinder im Haus-
halt. Ab 2011 gelten die Ergebnisse des Mikrozensus mit Hochrechnungsrahmen auf Grundlage des Zensus 
2011. Für die Jahre davor ist  die Grundlage dieser Volkszählung 1987 im Westen bzw. 1990 im Osten. 
5 Statistische Ämter des Bundes und der Länder: Sozialberichterstattung. 
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schiede zwischen den Familienformen, die bereits für Gesamtdeutschland gezeigt wurden, 
verstärken sich im Ost-Westvergleich noch einmal (Abbildung 3). Bei den Alleinerziehenden 
beträgt der Unterschied 8,5 Prozentpunkte, aber auch bei den Paarfamilien sind die Quoten 
in den ostdeutschen Bundesländern bis zu 7,6 Prozentpunkte höher. 

Abbildung 3: Armutsgefährdungsquote von Familien mit Kindern unter 18 Jahren, westdeutsche Bundesländer 
und ostdeutsche Bundesländer (einschl. Berlin) 2013, in Prozent 

 
Quelle: Statistisches Bundesamt: Sozialberichterstattung 

Neben den Unterschieden zwischen West- und Ostdeutschland gibt es weitere regionale 
Unterschiede. So sind in Bremen und Mecklenburg-Vorpommern rund ein Drittel der Kinder 
unter 18 Jahren von Einkommensarmut betroffen. Die niedrigste Armutsgefährdungsquote 
für Kinder findet sich in der Oberpfalz: Hier sind 9,9 Prozent der Kinder von Armut betroffen. 
Während in einigen Regionen Westdeutschlands die Quoten ansteigen, zeigen sich in Teilen 
Ostdeutschlands positive Entwicklungen. So ist in Thüringen das Armutsrisiko für Kinder seit 
2005 von 29,2 auf 21 Prozent gesunken. Im Gegensatz dazu zeigen sich insbesondere in 
Nordrhein-Westfalen gebietsweise deutliche Zunahmen. So ist im Regierungsbezirk Münster 
der höchste Anstieg des Armutsrisikos zu verzeichnen: Die Armutsgefährdungsquote für 
Kinder stieg von 18 Prozent in 2005 auf 22,4 Prozent in 2012 (Baumann/Seils 2014: 9). 

Dass sich viele Familien und insbesondere einige Familienformen in einer prekären finanziel-
len Situation befinden, zeigt auch die Zahl der Empfängerinnen und Empfänger von Grundsi-
cherung. Wiederum sind Alleinerziehende besonders deutlich betroffen, wie Abbildung 4 
zeigt. So bezogen im Februar 2015 38,8 Prozent der Alleinerziehenden SGB-II-Leistungen. 
Mit der Anzahl der Kinder steigen die Werte sprunghaft an: Von den Alleinerziehenden mit 
drei oder mehr Kindern waren mit 66,4 Prozent fast doppelt so viele Alleinerziehende im 
SGB-II-Bezug wie mit einem Kind (34,2 Prozent). Bei den Paarfamilien lagen die Werte deut-
lich niedriger, wobei auch 16 Prozent der Paarfamilien mit drei oder mehr Kindern SGB-II-
Leistungen bezogen. Im Durchschnitt der Bevölkerung lag die SGB-II-Quote im Februar 
2015 bei 10,3 Prozent (BA 2015: 6).  
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Abbildung 4: SGB-II-Hilfequoten nach Familien mit Kindern unter 18 Jahren in der Bevölkerung, Februar 2015 

 
Quelle: Bundesagentur für Arbeit (2015): Grundsicherung für Arbeitsuchende in Zahlen Mai 2015, S. 6. 

Für Kinder kann das Aufwachsen in einer armutsgefährdeten Familie viele Risiken bergen. 
So besteht in Deutschland ein enger Zusammenhang zwischen familialen Lebensverhältnis-
sen und der  Einkommenssituation der Eltern auf der einen Seite und der Bildungsbeteili-
gung sowie dem Kompetenzerwerb der Kinder auf der anderen Seite, wie z. B. der  Bil-
dungsbericht „Bildung in Deutschland 2014“ nachweist. Dabei sind die ausschlaggebenden 
Rahmenbedingungen für die Bildungs- und Entwicklungsprozesse der Kinder das Bildungs-
niveau, der sozioökonomische Status und die Erwerbsbeteiligung der Eltern.6 Abbildung  
zeigt die unterschiedlichen Risikolagen, denen Kinder unter 18 Jahren in Deutschland im 
Jahr 2012 ausgesetzt waren. Dabei ist die finanzielle Risikolage7 mit 18 Prozent die am häu-
figsten auftretende. Haben beide Eltern weder eine abgeschlossene Berufsausbildung noch 
eine Hochschulzugangsberechtigung, wird von einem bildungsfernen Elternhaus gespro-
chen. Im Jahr 2012 waren 11,5 Prozent der Kinder dieser Risikolage ausgesetzt. Auch hier 
sind wiederum Kinder von Alleinerziehenden mit 23,9 Prozent überdurchschnittlich häufig 
betroffen. Von einer sozialen Risikolage spricht man, wenn kein Elternteil einer Erwerbstätig-
keit nachgeht. Das trifft auf 9,4 Prozent aller Kinder zu. Die Kinder von Alleinerziehenden 
sind zu 32,1 Prozent betroffen. 

Deutlich größer als bei Paarfamilien ist auch der Anteil der Kinder Alleinerziehender, die von 
allen drei Risikolagen betroffen sind. Während das bei 11,7 Prozent der Kinder von Alleiner-
ziehenden zutrifft, sind es bei den Kindern aus Paarfamilien nur 1,6 Prozent. Insgesamt ist 
mit einem Anteil von 29,1 Prozent fast jedes dritte Kind von mindestens einer sozialen Risi-
kolage betroffen, bei den Kindern Alleinerziehender liegt der Wert sogar bei 62,2 Prozent. 

                                                           
6 Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014, S. 23f. 
7 Diese liegt vor, wenn das Familieneinkommen die Armutsgefährdungsquote unterschreitet. 
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Abbildung 5: Risikolagen von Kindern unter 18 Jahren, Deutschland 2012, in Prozent  

 
Quelle: Autorengruppe Bildungsberichterstattung 2014, S. 225. 

Die finanzielle Situation der Familie stellt damit einen Kernfaktor für die weitere Entwicklung 
der Kinder dar. Sie entscheidet mit darüber, welche Bildungs- und Teilhabechancen die Kin-
der im weiteren Leben haben. Auch die Gesundheit der Kinder – als ein weiterer Teilhabebe-
reich – kann durch Armut beeinflusst werden. So ist die Gesundheit von Kindern, die lange in 
Armut leben, schlechter als die anderer Kinder (Becker/Hauser 2010: 6). Der Vierte Armuts- 
und Reichtumsbericht der Bundesregierung zeigt ebenfalls, dass ein enger Zusammenhang 
zwischen der sozialen und der gesundheitlichen Lage von Kindern und Jugendlichen be-
steht. So ist zum Beispiel das Risiko für Übergewicht bei Kindern und Jugendlichen aus Fa-
milien mit niedrigem Sozialstatus deutlich erhöht. Eine schlechte Gesundheit ist jedoch keine 
zwangsläufige Folge von Armut – gute soziale und persönliche Ressourcen können negative 
gesundheitliche Folgen abschwächen (BMAS 2013: 137). Zwar ist ein niedriges Familienein-
kommen nicht die alleinige Ursache für diese Problemlagen, aber ein ausreichendes Ein-
kommen kann als notwendige Voraussetzung gesehen werden für ein gesundes Aufwach-
sen und eine gelingende Sozialisation sowie die gesellschaftliche Entwicklung und den ge-
sellschaftlichen Zusammenhalt (Becker/Hauser 2010). 

2.2 Familienpolitische Instrumente und Leistungen 
Die Beurteilung von Kindergrundsicherungskonzepten kann nicht allein im Hinblick auf die 
Armutsvermeidung erfolgen, da eine so grundlegende Reform vieler zusammenhängender 
Leistungen mit unterschiedlichen politischen wie auch rechtlichen Bereichen und Zielen ver-
knüpft ist. Neben sozial- und arbeitsmarktpolitischen Aspekten würden die Reformvorschläge 
für den FLA einen grundlegenden Umbau der bestehenden familienpolitischen Instrumente 
und Leistungen mit sich bringen. Um beurteilen zu können, wie sinnvoll eine Neujustierung 
oder gar Abschaffung dieser Instrumente ist, ist es unerlässlich ihre grundlegenden Inhalte 
und Begründungszusammenhänge zu betrachten. Ausgangspunkt hierfür bilden zunächst 
die Instrumente, welche der Familienpolitik zur Erreichung politischer Zielsetzungen zur Ver-
fügung stehen. 

Die Förderung und Unterstützung von Familien ist eine wichtige Aufgabe des Staates, denn 
Familien erfüllen zahlreiche Funktionen für die Gesellschaft, wie z.B. die Sicherung ihres 
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Fortbestehens durch Zeugung und Versorgung von Nachkommen, die Weitergabe von Rol-
len, Strukturen und Werten oder die physische und psychische Regeneration (Gerlach 2010: 
42f). Darüber hinaus bewirken Familien auch positive ökonomische Effekte (Institut der deut-
schen Wirtschaft 2008). Die Aufgabe der Familienpolitik besteht allgemein gefasst darin, 
Familien bei der Erfüllung ihrer besonderen Funktionen zu unterstützen und im Rahmen von 
„wünschenswerten Zielen“ zu beeinflussen. Diese leiten sich zum einen aus der grundrecht-
lich garantierten Sicherheit ab, Familie als Lebensform wählen und leben zu können. Zum 
anderen verfolgt Familienpolitik das Ziel, Familie als „gesellschaftliches Leistungssystem“ bei 
der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen (Lampert 1996, BMFSFJ 2010: 52). Hierbei 
geht es sowohl um die persönliche Entwicklung und Entfaltung der Familienmitglieder als 
auch um das Sozialstaatsgebot, welches u.a. gleiche Teilhaberechte von Frauen und Män-
nern, Müttern und Vätern sowie die frühe Förderung von Kindern im Sinne der Chancenge-
rechtigkeit beinhaltet. Weiterhin ist auch die Sicherung bestimmter „Erträge“ von Familie und 
Familienarbeit Ziel von Familienpolitik, wie etwa eine ausreichende Zahl von Geburten, eine 
zufriedenstellende Förderung aller Kinder durch Erziehung, Betreuung und Bildung sowie 
eine Verteilungsgerechtigkeit, nach der die verschiedenen familienbezogenen Leistungen 
anerkannt und gewährt werden (BMFSFJ 2010: 52). 

Die Instrumente der Familienpolitik können auf drei Ebenen ansetzen, die sich durchaus 
überschneiden können (Gerlach 2010: 257): 

1. Geld: 
Der Staat kann über positive oder negative finanzielle Anreize bestimmte Verhaltens-
alternativen setzen, wie beispielsweise im Falle der Elterngeld- oder Kindergeldrege-
lung. Darüber hinaus können auf diese Weise auch mögliche Lücken in der Vertei-
lungsgerechtigkeit ausgeglichen werden.  
 

2. Recht: 
Unter Nutzung seiner Hoheitsrechte kann der Staat durch Ge- und Verbote bestimm-
te Verhaltensweisen ermöglichen, befördern oder verhindern und für Familien einen 
rechtlich gesicherten „Schutzraum“ bieten, wie beispielsweise durch das Mutter-
schutzgesetz (MuSchG).  
 

3. Infrastruktur  
Wie im Falle der finanziellen Anreize kann der Staat auch infrastrukturelle positive 
oder negative Anreize setzen, welche bestimmte Verhaltensalternativen hervorrufen 
und damit in die Gestaltung des Familienlebens eingreifen. Als ein aktuelles Beispiel 
sei hier der Ausbau der Kinderbetreuungsinfrastruktur genannt, der jungen Müttern 
(und Vätern) einen frühen Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt ermöglicht. 

Neben diesen drei Ebenen ist auch die Kommunikation als ein wichtiges Element zu nen-
nen, da insbesondere in der Familienpolitik Leit- und Rollenbilder von großer Bedeutsamkeit 
sind. Der Staat kann diese kommunikativ beeinflussen, indem beispielsweise bestimmte 
Themenschwerpunkte gesetzt, Best-Practice-Beispiele aufgezeigt sowie Problemlagen me-
dienwirksam diskutiert werden, so z.B. Themen wie der demografische Wandel, „Zeit für 
Familien“ oder „Neue Väter“. 

Die verschiedenen familienbezogenen Leistungen im Rahmen des FLA und der Familienför-
derung sind unterschiedlicher Art. Sie können einerseits nach dem Prinzip der Leistungsfä-
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higkeit steuerliche Entlastungen beinhalten, beispielsweise über die Kinderfreibeträge oder 
den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende. Weiterhin werden ermäßigte Beiträge oder bei-
tragsfreie Mitgliedschaften von Familienmitgliedern in der Sozialversicherung oder aber mo-
netäre Transfers in Form des Kindergeldes, Kinderzuschlags und ähnlicher Leistungen zu 
den familienbezogenen Leistungen gezählt. Daneben existiert eine Vielzahl an subventio-
nierten Infrastrukturleistungen und Realtransfers, wie z.B. die Subvention von Kinderbetreu-
ungsplätzen, Leistungen der Jugendhilfe, Angebote des Schul- und Hochschulsystems sowie 
der Familienberatung (Gerlach 2010: 258). Die nachfolgende Abbildung gibt eine Übersicht 
über die verschiedenen Formen der Leistungen:  

Abbildung 6: Ehe- und familienbezogene Leistungen im Überblick 

Steuerliche  
Leistungen 

Kinderfreibeträge, Ehegattensplitting, Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende, Absetzbarkeit von Kinderbetreuungskosten 

Monetäre  
Transfers 

Kindergeld, Kinderzuschlag, kindbezogene Anteile bei ALG II und 
Wohngeld, Unterhaltsvorschuss, Elterngeld, Anerkennung von Kin-
dererziehungszeiten in der Rentenversicherung 

Leistungen in der 
Sozialversicherung 

Beitragsfreie Mitversicherung von Ehepartnern in der gesetzlichen 
Kranken- und Pflegeversicherung, ermäßigter Beitrag zur Pflegever-
sicherung, erhöhter Leistungssatz beim Arbeitslosengeld I 

Realtransfers 
Subventionierte Kinderbetreuungsangebote, Jugendhilfe, Angebote 
des Schul- und Hochschulsystems, Familienberatung und -hilfen, 
Freistellung zur Betreuung erkrankter Kinder 

Quelle: In Anlehnung an Gerlach 2010: 258 und Bonin et al. 2014: 3.  

Ehe- und familienbezogene Leistungen lassen sich aber auch dahingehend unterscheiden, 
ob es sich um rein ehebezogene Maßnahmen handelt, wie das Ehegattensplitting oder das 
Witwen-/Witwergeld oder ob sie auf Familien bezogen sind. Im Rahmen der familienbezoge-
nen Leistungen und Maßnahmen können neben dem steuerlichen FLA (z.B. Kinderfreibeträ-
ge) Leistungen der Familienförderung (Transferleistungen) oder Leistungen der Grundsiche-
rung und der speziellen Familienhilfen unterschieden werden. Vielfach werden dem FLA je 
nach Auslegung sowohl Kindergeld, Kinderfreibeträge und Elterngeld als auch andere fami-
lienorientierte Förder- und Infrastrukturmaßnahmen zugerechnet. Im engeren Sinne beinhal-
ten der steuerliche FLA und die Familienförderung jedoch die Rückerstattung zu viel gezahl-
ter Steuern unter Berücksichtigung der unvermeidbaren Kosten für Kinder über die Kinder-
freibeträge oder das Kindergeld (siehe nächster Absatz) sowie darüber hinausgehende 
Transferleistungen. Die Systematisierung der ehe- und familienbezogenen Leistungen wird 
in Abbildung 7 verdeutlicht.  
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Abbildung 7: Systematisierung der ehe- und familienbezogenen Leistungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Quelle: Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen 2008: 20. 
 
Viele dieser Leistungen sind nicht unabhängig voneinander zu betrachten, sondern stehen in 
einem Wechselverhältnis. Wird etwa der Regelbetrag für Kinder in der Grundsicherung an-
gepasst, so hat dies Auswirkungen auf das steuerfrei zu stellende Existenzminimum von 
Kindern beim FLA (Kompetenzzentrum für familienbezogene Leistungen 2008: 21). Da die 
Reformvorschläge einer Kindergrundsicherung in erster Linie den FLA und die Familienför-
derung durch das Kindergeld, die Kinderfreibeträge und den Kinderzuschlag betreffen, wer-
den diese zentralen monetären familienbezogenen Leistungen nachfolgend näher erläutert. 
 
Kindergeld, Kinderfreibeträge und Kinderzuschlag 

Die Unterstützungsformen im Bereich der ehe- und familienbezogenen Leistungen sind viel-
fältig wie die Familienformen und Lebenssituationen der Familien. Der Grundgedanke der 
Leistungen lässt sich zunächst aus dem Prinzip des FLA nach § 6 SGB I ableiten: 

„Wer Kindern Unterhalt zu leisten hat oder leistet, hat ein Recht der Minderung 
der dadurch entstehenden wirtschaftlichen Belastungen.“ 

Dies bedeutet, dass das zu versteuernde Einkommen um zwangsläufige Unterhaltsaufwen-
dungen vermindert werden muss, weil sonst Einkommensbestandteile besteuert würden, 
über die der Steuerpflichtige gar nicht frei verfügen kann (Deutsches Steuerzahlerinstitut 
2015: 1). Nach dem Leistungsfähigkeitsprinzip beinhaltet der FLA nach § 31 EStG, dass die 
geringere wirtschaftliche Leistungsfähigkeit von Eltern bei gleichhohem Einkommen gegen-
über kinderlosen Steuerpflichtigen durch die Berücksichtigung der kindesbezogenen Auf-

Familienförderung 

Familienbezogene 
Leistungen und 

Maßnahmen 

Grundsicherung / spe-
zielle Familienhilfen 

Familienlasten- 
ausgleich 

� Steuerfreistellung  
des Existenzmini-
mums von Kindern 

� Kinderfreibeträge 
vom Einkommen 

� Berücksichtigung 
von Kindern in der 
Sozialversicherung 
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� Witwen-/Witwergeld 

� beitragsfreie Mit-
versicherung nicht 
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milienmitglieder 
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Elterngeld, Kinderzu-
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� Sozialversicherung: 
z.B. Beitragszahlung 
während Elternzeit, 
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� Grundsicherung 

� Alimentationsprinzip 

� Jugendhilfe als „Wäch-
teramt“ 

� medizinisch notwendi-
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Ehebezogene 
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wendungen ausgeglichen werden soll. Konzeptionell ist das Bundesverfassungsgericht in 
Ableitung aus der umfassenden Elternverantwortung für die Entwicklung des Kindes i.S. von 
Art. 6 GG (siehe hierzu auch Abschnitt 3.2) zu einer strukturellen Dreiteilung des Familienex-
istenzminimums gekommen: Es setzt sich zusammen aus Sachleistungen (sächliches Exis-
tenzminimum), Betreuungs- und Erziehungsleistungen (Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf, abgekürzt BEA). Diese werden durch die kindesbezo-
genen Freibeträge im Rahmen der Einkommenssteuererklärung zurückerstattet. Der BEA 
liegt seit 2010 bei 1.320 Euro je Elternteil (insgesamt 2.640 Euro) jährlich. Die Kinderfreibe-
träge für das sächliche Existenzminimum nach § 32 Abs. 6 EStG wurden im Juni 2015 rück-
wirkend ab dem 01. Januar 2015 auf 2.256 Euro je Elternteil (insgesamt 4.512 Euro) jährlich 
angehoben. Der gesamte kindesbezogene Freibetrag beläuft sich damit jährlich auf 7.152 
Euro pro Kind und Jahr. Alleinerziehende können darüber hinaus einen Entlastungsbetrag 
geltend machen, der aktuell für ein Kind bei 1.908 Euro liegt und sich für jedes weitere Kind 
um 240 Euro pro Kind und Jahr erhöht (Deutsches Steuerzahlerinstitut 2015: 1). Entspre-
chend der progressiven Einkommensbesteuerung findet über den Kinderfreibetrag in höhe-
ren Einkommensschichten entsprechend ihrer höheren Steuerbelastung eine höhere Entlas-
tung durch den Kinderfreibetrag statt (Deutsches Steuerzahlerinstitut 2015: 3). 

Das Kindergeld wird im laufenden Kalenderjahr als eine „Steuervergütung“ monatlich ge-
zahlt (siehe § 31 S. 3 EStG) und beträgt seit der Erhöhung ab Januar 2015 188 Euro für das 
erste und zweite Kind, 194 Euro für das dritte und 219 Euro ab dem vierten Kind.8 Nach Ab-
lauf des Kalenderjahres wird im Rahmen der Einkommenssteuerveranlagung durch eine 
„Günstigerprüfung“ ermittelt, ob die Steuerentlastung durch den Kinderfreibetrag höher oder 
niedriger als das bereits gezahlte Kindergeld ausfällt. Ist die Entlastung durch den Freibetrag 
höher als die Kindergeldzahlungen, wird dieser bei der Veranlagung berücksichtigt und das 
bereits gezahlte Kindergeld verrechnet, um eine doppelte Berücksichtigung des Kindes zu 
vermeiden (Deutsches Steuerzahlerinstitut 2015: 2). Wenn die Kindergeldzahlungen die 
Steuerentlastung durch die Kinderfreibeträge übersteigen, ist die steuerliche Berücksichti-
gung über das Kindergeld abgegolten. Somit stellt der Teil des Kindergeldes, welcher – bei 
Eltern mit niedrigem Einkommen – die Entlastungswirkung des Kinderfreibetrages übersteigt 
einen zusätzlichen Förderanteil dar, sodass als familienpolitische Transferleistung im enge-
ren Sinn nur der Kindergeldanteil angesehen werden kann, der nicht zur Steuerfreistellung 
des Kindesexistenzminimums erforderlich ist (Bonin et al. 2014: 55). Mit sinkendem Ein-
kommen steigt demnach die sozialpolitische Komponente des Kindergeldes in Form von 
ausgleichenden Transferleistungen deutlich an. Nach Berechnungen des Deutschen Steuer-
zahlerinstituts (2015) führt der Kinderfreibetrag z.B. bei einem zusammenveranlagten Ehe-
paar mit einem Kind und einem zu versteuernden Jahreseinkommen von 40.000 Euro zu 
einer Entlastung von 1.834 Euro nach Steuertarif 2014. Dem steht 2.208 Euro Kindergeld 
gegenüber, so dass der Anteil der Transferleistung „innerhalb des Kindergeldes“ 374 Euro 
bzw. rund 17 Prozent ausmacht, während bei einer vergleichbaren Familie mit einem Jah-
reseinkommen von 20.000 Euro der Förderanteil des Kindergeldes bei 77 Prozent liegt 
(Deutsches Steuerzahlerinstitut 2015: 3). 

Für gering verdienende Eltern, deren Einkommen für sie selbst, nicht aber für ihre Kinder 
ausreicht, wurde 2005 der Kinderzuschlag eingeführt (Gerlach 2010: 244). Er betrug seither 
bis zu 140 Euro monatlich für jedes zu berücksichtigende Kind. Diese Höchstgrenze wird  
                                                           
8 Nach der aktuellen Erhöhung im Januar 2016 beträgt das Kindergeld für das erste und zweite Kind 190 Euro, für 
das dritte Kind 196 Euro und darüber hinaus für jedes weitere Kind 221 Euro monatlich. 
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erstmals zum 01.07.2016 auf 160 Euro erhöht9. Mit steigendem Einkommen verringert sich 
der Förderbetrag. Ziel der Einführung des Kinderzuschlages war es, Eltern zu unterstützen, 
die zwar über ausreichendes Einkommen für den eigenen Bedarf verfügen, allein wegen der 
zusätzlichen Aufwendungen für ihr(e) Kinder(er) aber dennoch auf Arbeitslosengeld II ange-
wiesen wären (Meister 2006: 12). Der Kinderzuschlag wird zusätzlich zum Kindergeld und 
ggf. Wohngeld gezahlt und ist bei den Familienkassen der Bundesagentur für Arbeit zu be-
antragen. Seit dem 1. Januar 2011 können Familien, die Kinderzuschlag beziehen, neben 
der Transferleistung für ihre Kinder zusätzlich Leistungen aus dem Bildungs- und Teilhabe-
paket beantragen, durch die der Bildungs- und Teilhabebedarf der Kinder gedeckt werden 
soll (BMFSFJ 2012). Aufgrund des relativ komplizierten Antragsverfahrens bestand jedoch -
zumindest vor der Reformierung 2008- eine große Diskrepanz zwischen Förderanträgen und 
Förderbewilligung sowie eine verbreitete Nichtinanspruchnahme der Leistung (Meister 2006: 
12).  
  

                                                           
9 Siehe hierzu BMFSFJ 2015: http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Familie/kinderzuschlag,did=29178.html. Stand: Juli 
2015 

http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Familie/kinderzuschlag,did=29178.html
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3 Voraussetzungen und Rahmenbedingungen 

Politische Reformen können nicht im „luftleeren Raum“ umgesetzt werden, sondern gehen 
immer mit bestimmten Voraussetzungen und bestehenden Rahmenbedingungen einher. 
Dies können beispielsweise bestehende rechtliche Grundlagen sein oder aber auch politi-
sche Zielsetzungen, welche bei der Konzeption berücksichtigt werden müssen. Im Rahmen 
der Analyse von Kindergrundsicherungskonzepten spielen drei Bereiche eine besonders 
wichtige Rolle: Die familienpolitischen Zielsetzungen, welche durch die Reform verfolgt oder 
zumindest nicht behindert werden sollten, die grundrechtlichen und sozialpolitischen Rah-
menbedingungen sowie die Bedürfnisse und entwicklungsfördernden Faktoren von Kindern. 

3.1 Familienpolitische Ziele 
Mit den in Abschnitt 2.2 erläuterten familienpolitischen Instrumenten werden verschiedene 
kurz- oder langfristige politische Ziele verfolgt. Reformen oder grundlegende Neugestaltun-
gen dieser Leistungen müssen diese Ziele berücksichtigen, wobei Zielkonflikte möglichst 
gering gehalten werden sollen. In der Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen 
Leistungen (Bonin et al. 2013) wurden die familienpolitischen Ziele formuliert, welche mit den 
unterschiedlichen familienpolitischen Instrumenten verfolgt werden. Nachfolgend werden 
diese Ziele und die entsprechenden Modalziele dargestellt und in Anlehnung an die Ge-
samtevaluation kurz erläutert. 
 
Abbildung 8: Familienpolitische Ziele  

1. Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität und sozialen Teilhabe 

Ö Vermeidung von Armut und prekärem Wohlstand 
Ö Verbesserung der Wohlstandsposition von Familien 
Ö Wirtschaftliche Selbstständigkeit beider Partner 
Ö Soziale Teilhabe 

2. Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

Ö Verbesserung der Müttererwerbstätigkeit 
Ö Involvierung der Väter in die Familienarbeit 

3. Frühe Förderung von Kindern 

4. Erfüllung von Kinderwünschen 
 

Querschnittsziel: Nachteilsausgleich zwischen den Familientypen 

Quelle: Bonin et al. 2013. 
 
Vor dem Hintergrund der in Abschnitt 2.1 diskutierten Problematik der Kinderarmut und der 
Instrumente des FLA erscheint das erste familienpolitische Ziel, die Sicherung der wirt-
schaftlichen Stabilität und sozialen Teilhabe, als zentral. Um ihre gesellschaftlichen Funk-
tionen erfüllen zu können, benötigen Familien ein ausreichendes Maß an Ressourcen. Ne-
ben einem ausreichenden Einkommen zählen hierzu beispielsweise auch die Bereiche Bil-
dung, Erwerbstätigkeit und Gesundheit. Erhöhte bzw. geringere Ressourcen in einem Be-
reich gehen hierbei meist mit erhöhten bzw. geringeren Ressourcen in einem anderen Be-
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reich einher (BMFSFJ 2006: 165). Darüber hinaus wirkt sich etwa eine längere Verweildauer 
in der Einkommensarmut dauerhaft negativ auf andere Ressourcen aus und wird oftmals an 
die nachfolgende Generation „vererbt“ (BMAS 2013: 137). Die Vermeidung von Armut oder 
prekärem Wohlstand gerade im Kontext mehrerer Familienmitglieder im Haushalt und die 
Verbesserung der Wohlstandspositionen von Familien und damit höhere soziale Teilha-
bechancen sind vor diesem Hintergrund zentrale Ziele von Familienpolitik. Darüber hinaus ist 
die wirtschaftliche Selbstständigkeit beider Partner nicht zuletzt im Hinblick auf das Risiko 
von (Alters)Armut im Falle einer Trennung oder wenn ein Partner stirbt, ein erklärtes fami-
lienpolitisches Ziel. Die Sicherung der wirtschaftlichen Stabilität der einzelnen Familienmit-
glieder ist schließlich auch ein Motiv für eine Förderung der Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie, da durch sie Väter und Mütter erwerbstätig sein können. 

Die Vereinbarkeit von Beruf und Familie ist als familienpolitisches Ziel in den letzten Jahr-
zehnten in ihrer Bedeutung stark gestiegen, was unterschiedliche Gründe hat: Neben einem 
Wandel der individuellen Bedürfnisse in Richtung einer erhöhten Teilhabe an der Erwerbs- 
und Familienarbeit bei Männern und Frauen erfordert der demografische Wandel die Verein-
barkeit von Beruf und Familie in zweierlei Hinsicht. Die steigende Zahl an älteren und pflege-
bedürftigen Menschen bedingt, dass immer mehr Menschen neben der Erwerbsarbeit ihre 
Angehörigen zu Hause pflegen müssen. Hinzu kommt ein Rückgang des Erwerbspersonen-
potentials, welches die Arbeitgebenden dazu veranlasst auf die Vereinbarkeitsbedürfnisse 
von Fachkräften mit Kindern einzugehen. In Anbetracht dieser Entwicklung sind die Erhö-
hung der Müttererwerbstätigkeit sowie eine stärkere Involvierung der Väter in die Familienar-
beit bedeutsame familienpolitische Ziele. 

Eine zunehmende Müttererwerbstätigkeit erfordert – ebenso wie die Unterstützung von El-
tern im Hinblick auf die Schaffung guter Entwicklungsmöglichkeiten für ihre Kinder – eine 
verbesserte frühkindliche Förderung sowie eine Bildungs- und Teilhabeförderung von Kin-
dern jeden Alters. Eine qualitativ hochwertige frühkindliche Förderung kann positive Effekte 
auf die Entwicklung des Kindes nehmen und sozioökonomisch benachteiligte Kinder können 
hierdurch besonders gefördert werden.10 Schließlich ist es eine zentrale Aufgabe und Ziel-
setzung von Familienpolitik Rahmenbedingungen für die Erfüllung von Kinderwünschen 
zu schaffen, sodass etwa sozioökonomische Benachteiligungen diesen Wünschen nicht ent-
gegenstehen. 

In der Gesamtevaluation ehe- und familienbezogener Leistungen wurde der Nachteilsaus-
gleich zwischen Familientypen als ein Querschnittsziel der Familienpolitik formuliert, wel-
ches im Hinblick auf die bereits genannten Zielgrößen jeweils mitbetrachtet werden muss. 
Konkret bedeutet dies: Inwieweit werden bestimmte Familientypen, wie Alleinerziehende, 
Mehrkinderfamilien, Familien mit Kleinkindern vor allem im Hinblick auf die Ziele „Wirtschaft-
liche Stabilität und soziale Teilhabe“ sowie „Vereinbarkeit von Familie und Beruf“ gegenüber 
anderen Familientypen benachteiligt (Bonin et al. 2104: 21f)? Dieser Nachteilsausgleich zwi-
schen den verschiedenen Familientypen ist nicht zu verwechseln mit einer Chancen-, Be-
darfs- und Leistungsgerechtigkeit zwischen Familien und Kinderlosen (siehe Abschnitt 3.2), 
welcher sich auch im FLA ausdrückt. 

                                                           
10 Zu den Potentialen und dem volkswirtschaftlichen Nutzen von frühkindlicher Bildung siehe etwa: Bertelsmann 
Stiftung (Hrsg.) (2008): Volkswirtschaftlicher Nutzen von frühkindlicher Bildung in Deutschland. Eine ökonomische 
Bewertung langfristiger Bildungseffekte bei Krippenkindern. Gütersloh. 
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Für die Analyse und Konzeption von Vorschlägen einer Kindergrundsicherung müssen diese 
übergeordneten und langfristigen familienpolitischen Ziele jeweils mitbedacht werden. Die 
Kindergrundsicherungskonzepte sollten im Kontext dieser Zielsetzungen diskutiert werden, 
sodass Zielkonflikte möglichst vermieden oder durch Veränderung der Regelungen „ent-
schärft“ werden. 

3.2 Grundrechtliche und sozialpolitische Voraussetzungen 
In der Diskussion um die Kindergrundsicherung und um Maßnahmen zur Kinderarmutsbe-
kämpfung im Allgemeinen sind zwei Bereiche zu fokussieren: die Familienpolitik mit dem Ziel 
der Unterstützung von Familien und die sozialpolitischen Rahmenbedingungen. Familienbe-
zogene Maßnahmen können neben ihrer instrumentellen Unterscheidung (siehe Abschnitt 
2.2) auch funktional im Hinblick auf rechtsstaatliche Vorgaben unterschieden werden: So ist 
vor dem sozialstaatlichen Hintergrund im Rahmen der Vorgaben von Art. 1 GG sicherzustel-
len, dass allen Bürgern ein Existenzminimum zur Verfügung steht, das ihnen ein menschen-
würdiges Dasein garantiert. Dies erfolgt zum einen bedarfsorientiert über Leistungen, welche 
im Rahmen der Sozialgesetzbücher II und XI geregelt sind, sowie andererseits durch die 
steuerliche Berücksichtigung des Grundfreibetrages sowie des Kinderfreibetrages (Gerlach 
2010: 258). Darüber hinaus ist der Gleichheitsgrundsatz (Art. 3 GG) zu berücksichtigen, 
nach welchem Eltern unter Berücksichtigung der ihnen entstehenden Kosten gegenüber 
Kinderlosen nicht schlechter gestellt werden dürfen (horizontale Steuergerechtigkeit). Dies 
soll durch die Kinderfreibeträge (siehe Abschnitt 2.2) gewährleistet werden und ist damit ver-
fassungsrechtlich garantiert. Da hierbei lediglich zuvor zu viel erhobene Steuern nach dem 
Prinzip der steuerlichen Leistungsfähigkeit zurückerstattet werden, handelt es sich hierbei 
nicht um eine Familienförderung im Sinne von Transferleistungen, wie etwa im Falle des El-
terngeldes (Gerlach 2010: 258).  

Weiterhin kann mit dem Konzept des Sozialstaates davon ausgegangen werden,   

„dass jeder noch nicht alte, gesunde und nicht durch Familienarbeit gebundene 
Mensch die Möglichkeit haben soll und in der Verantwortung steht, durch Arbeit 
ein Einkommen zu erzielen und damit seine Bedarfe und die Bedarfe derer zu 
decken, die mit ihm in einem Unterhaltsverband leben. Dabei gilt es auch unter-
schiedliche Formen von Arbeit zu berücksichtigen.“11  

Die sozialstaatliche Verantwortung des Staates (Art. 20 GG) besteht darin, den Vollzug die-
ser Grundformel der Sozialpolitik zu ermöglichen. In Bezug auf Familien bedeutet dies, dass 
der Staat dafür Sorge zu tragen hat, dass Eltern (Mütter wie auch Väter) gegenüber Kinder-
losen gleiche Partizipationschancen für die Teilhabe am Erwerbsleben erhalten oder etwa 
finanzielle Nachteile, welche durch die Kindererziehung entstehen, ausgeglichen werden. 
Wenn dies nicht vollständig möglich ist, muss der Staat mindestens vorliegende Defizite der 
Vollzugsfähigkeit kompensieren, d.h. beispielsweise die geminderte steuerliche Leistungsfä-
higkeit von Familien anerkennen und darüber hinaus durch Transferzahlungen die Lebensla-
gen von Familien verbessern. 

                                                           
11 Zacher, H. F.: Grundlagen der Sozialpolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: BMAS (Hrsg.): Geschichte 
der Sozialpolitik in Deutschland, Baden-Baden 2001, Bd. 1, S. 333 ff., S. 347 
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Hieraus erwachsen grundsätzliche Fragen, die sich bei der Analyse familien- und sozialpoli-
tischer Maßnahmen stellen:  

- Wie kann sichergestellt werden, dass Familien ihre Bedarfe decken können?  
Ö Diese Frage betrifft die Bedarfsgerechtigkeit und damit die Sicherung des Exis-

tenzminimums im Sinne des Art. 1 GG. 
 
- Wie kann sichergestellt werden, dass bei der Verteilung öffentlicher Mittel dem Maßstab 

entsprochen werden kann: Gleiches gleich, aber auch Ungleiches ungleich zu behandeln? 
Ö Hierbei geht es um eine gerechte Verteilung im Sinne einer Chancengerechtig-

keit. An den Stellen, wo strukturelle Nachteile bestehen, muss diesen entgegen-
gewirkt werden. Beispiele hierfür sind etwa eine ausgleichende Förderung von 
benachteiligten Kindern und die Schaffung von Rahmenbedingungen für eine ge-
sellschaftliche Teilhabe von benachteiligten Eltern und Kindern.  
 

- Wie kann sichergestellt werden, dass die Leistungen, die Familien für die Gesellschaft 
erbringen, anerkannt bzw. ausgeglichen werden?  

Ö Die Frage nach der Leistungsgerechtigkeit stellt sich vor allem im Hinblick auf 
Eltern gegenüber Kinderlosen. Eltern haben durch Mehraufwendungen und Op-
portunitätskosten einen Nachteil im Hinblick auf ihre Einkommenssituation. Sie 
leisten jedoch mit der Kindererziehung (und der entsprechenden Finanzierung) 
einen wichtigen gesellschaftlichen Beitrag („externe Effekte“ der Familienarbeit). 

 
Diese Aspekte sind bei der Konzeption und Analyse von Reformvorschlägen familienbezo-
gener Maßnahmen dahingehend zu berücksichtigen, dass danach gefragt wird, ob für be-
stimmte Bevölkerungsgruppen Benachteiligungen entstehen. 

Neben den sozialpolitischen Voraussetzungen ist darüber hinaus zu prüfen, inwieweit der im 
Grundgesetz in Artikel 6 garantierte besondere Schutz von Familien durch das Reformvor-
haben gewahrt bleibt. 

Abbildung 9: Grundgesetz, Artikel 6 

Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, Art 6  
(1) Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen Ord-
nung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die 
zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Ge-
meinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines 
Gesetzes von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten ver-
sagen oder wenn die Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Den unehelichen Kindern sind durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingun-
gen für ihre leibliche und seelische Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft 
zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 

 
Quelle: http://dejure.org/gesetze/GG/6.html; Stand Juli 2015 

http://dejure.org/gesetze/GG/6.html
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Der Artikel unterstreicht deutlich den besonderen Schutz der „Institutionen“ Ehe und Familie 
und beinhaltet eine wertentscheidende Grundsatznorm. Der Staat hat eine Verpflichtung, 
Störungen und Schädigungen der Familie durch ihn selbst ebenso wie durch Dritte zu ver-
meiden und darüber hinaus Familie durch geeignete Maßnahmen zu fördern und Benachtei-
ligungen zu verhindern (BVerfGE 6, 55 (76), zitiert nach Gerlach 2010: 307). Absatz 2 ver-
deutlicht darüber hinaus die primäre Verantwortung der Eltern in der Pflege und Erziehung 
ihrer Kinder, wobei dem Staat neben der „Wächterfunktion“ eine unterstützende und entlas-
tende Rolle zukommt, um die Eigenverantwortung der Eltern bzw. der Familien zu stärken 
und Defizite im Sinne des sozialstaatlichen Verständnisses auszugleichen. In Bezug auf die 
steuerliche Freistellung des Einkommens in der Höhe, welche ein menschenwürdiges Da-
sein garantiert, bedeutet Absatz 1 des Artikels 6 GG, dass das Einkommen einer Familie in 
Höhe des Existenzminimums sowohl der Eltern als auch der Kinder nicht besteuert werden 
darf (Bonin et al. 2014: 55).  

3.3 Schlüsselaspekte kindlicher Entwicklung und Wohlergehenskonzept 
Wie in Abschnitt 2.1 aufgezeigt, stellt die Kinderarmut in Deutschland nach wie vor ein gra-
vierendes Problem dar. Reformvorhaben, welche in erster Linie die kindesbezogenen Leis-
tungen betreffen, dürfen diesen Umstand demzufolge nicht außer Acht lassen. Doch nicht 
nur materielle Armut gilt es zu bekämpfen. Bei einer ganzheitlichen Betrachtung der Bedürf-
nisse von Kindern und der Schlüsselaspekte für die kindliche Entwicklung spielen neben 
dem materiellen Wohlbefinden weitere Faktoren eine entscheidende Rolle. Dies gilt es nicht 
zuletzt deshalb zu beachten, weil Benachteiligungen in unterschiedlichen Bereichen sich auf 
andere Bereiche negativ auswirken können. So können beispielsweise Leistungsdefizite in 
der Schule oder eine erhöhtes Risikoverhalten im Hinblick auf die eigene Gesundheit durch 
den sozialen und ökonomischen Hintergrund in der Familie beeinflusst werden (UNICEF 
2013: 1).  
In der internationalen Vergleichsstudie „An overview of child well-being in rich countries“, 
welche von UNICEF im Jahr 2007 herausgegeben wurde, wird das Wohlergehen von Kin-
dern auf sechs verschiedenen Dimensionen betrachtet (UNICEF 2007):  

x Materielles Wohlbefinden 
x Gesundheit und Sicherheit 
x Bildung 
x Familien- und Freundschaftsbeziehungen 
x Risikoverhalten 
x Subjektives Wohlbefinden der Kinder 

Das materielle Wohlbefinden von Kindern lässt sich etwa am relativen Haushaltseinkommen, 
am Status der Arbeitslosigkeit von Eltern und anderen Faktoren bemessen. Gesundheit und 
Sicherheit von Kindern werden auf der Grundlage von Krankheits- und Unfallzahlen sowie 
Impf- oder Todesraten ermittelt. Die Entwicklungsfortschritte im Bereich Bildung (z. B. in Ma-
thematik, Sprachen und Naturwissenschaften) werden in den untersuchten Ländern jeweils 
orientiert am Bildungsdurchschnitt des jeweiligen Landes erhoben. Im Bereich der Familien- 
und Freundschaftsbeziehungen geht es darum, wie diese Beziehungen gelebt und subjektiv 
erlebt werden. Das Risikoverhalten beinhaltet neben gesundheitlichen Aspekten (Sport, ge-
sundheitsbewusste Ernährung etc.) u.a. auch Gewalterfahrungen. Es wird deutlich, dass 
eine Vielzahl an unterschiedlichen Bereichen im Hinblick auf das kindliche Wohlergehen be-
trachtet werden muss.  
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Auch das vom Bundesfamilienministerium im Januar 2015 herausgegebene Dossier „Wohl-
ergehen von Familien“ hebt die Vielschichtigkeit und Komplexität hervor, welche mit dem 
„individuellen Wohlergehen“ einhergehen (BMFSFJ 2015). In Anlehnung an das Konzept der 
Verwirklichungschancen von Amartya Sen und der Herleitung der unterschiedlichen Bedeu-
tungen von Lebensqualität des Glücksforschers Veenhoven lässt sich das individuelle Wohl-
ergehen aus dem Zusammenspiel zwischen äußeren Bedingungen der Gesellschaft bzw. 
Umwelt, individuellen Ressourcen sowie subjektiven Bewertungen ihrer Lebenssituation 
durch die Individuen selbst beschreiben. (BMFSFJ 2015: 14). Hierbei geht es einerseits um 
die Lebensbedingungen bzw. Lebenschancen, die als Rahmenbedingungen in der Gesell-
schaft vorliegen. Andererseits geht es um die Ressourcen, die der Person zur Verfügung 
stehen, diese Bedingungen zu verändern und die Herausforderungen des Lebens zu bewäl-
tigen. Sowohl die Lebensbedingungen als auch die eigenen Ressourcen können materieller 
oder immaterieller Art sein. Daneben spielt das subjektive Wohlergehen, gewissermaßen als 
ein Ergebnis der Lebensbedingungen/Lebenschancen und der eigenen Ressourcen eine 
wichtige Rolle. Neben die Frage, wie gut das Individuum für die Probleme und Herausforde-
rungen des Lebens gerüstet ist, tritt damit die Reflexion darüber, wie gut es eben diese Her-
ausforderungen meistert. Das Spektrum der Dimensionen des Wohlergehens aus individuel-
ler Perspektive wird in Abbildung 10 schematisch dargestellt. 

Abbildung 10: Spektrum der Dimensionen des Wohlergehens (individuelle Perspektive) 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Quelle: BMFSFJ 2015: 14. 

Vor diesem Hintergrund kommt bei der Betrachtung des kindlichen Wohlergehens vor allem 
den Lebensbedingungen und Lebenschancen eine zentrale Rolle zu, damit die Ressourcen 
des Kindes (weiter-)entwickelt und gestärkt werden können. Neben den Eltern trägt der Staat 
hier eine große Verantwortung Rahmenbedingungen zu schaffen, welche Kindern unabhän-
gig vom sozioökonomischen und soziokulturellen Hintergrund gleichberechtigte Lebensbe-
dingungen und Lebenschancen bieten. Damit sich die oben genannten Schlüsselaspekte 
kindlichen Wohlergehens materielles Wohlbefinden, Gesundheit und Sicherheit, Bildung, 
Familien- und Freundschaftsbeziehungen, Risikoverhalten und subjektives Wohlbefinden 
positiv für alle Kinder entwickeln können, kann die Familienpolitik auf verschiedene Instru-
mente zurückgreifen (siehe hierzu Abschnitt 2.2). Bei der Konzeption und Analyse jeglicher 
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Reformvorschläge im Bereich der kindesbezogenen Leistungen sollten diese Schlüsselas-
pekte mitbedacht werden. 

4 Qualitative Bewertungskriterien 

4.1 Dimensionen der Reformanalyse 
Bevor die einzelnen Kindergrundsicherungskonzepte betrachtet werden, erfolgen an dieser 
Stelle einige grundlegende Überlegungen zur systematischen Bewertung politischer Reform-
vorhaben, denn diese können auf unterschiedlichen kategorialen Ebenen analysiert werden. 
Ein Reformkonzept kann beispielsweise eine bestimmte Zielvorstellung beinhalten (normati-
ves Kriterium), lässt sich aber im Rahmen der bestehenden Leistungen und Maßnahmen 
sowie der rechtlichen Rahmenbedingungen nicht umsetzen (verfahrensmäßiges Kriterium) 
oder ist für die individuellen Leistungsbezieher widersprüchlich oder nicht praktikabel, sodass 
die Leistungen nicht beantragt werden (verhaltenssteuerndes Kriterium). Dies kann bedeu-
ten, dass die Intention des Konzeptes zwar im Sinne der politischen Zielsetzungen ist, ihre 
Umsetzung aber nicht oder nur in Teilen möglich ist. Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, 
dass bei der Konzeption des Reformvorhabens alle drei Ebenen beachtet werden.12  

Zunächst geht es um die normative Zielsetzung, die mit der Einführung einer Kindergrundsi-
cherung verfolgt wird (normatives Kriterium). Die Zielsetzung selbst kann von bestimmten 
Wertvorstellungen getragen sein oder sie ist in ein übergeordnetes politisches Ziel eingebet-
tet. So kann beispielsweise das Ziel formuliert werden, mit einem bestimmten familienpoliti-
schen Reformvorhaben die Nachhaltigkeit in der Familienpolitik zu fördern. Ob die Nachhal-
tigkeit tatsächlich durch das Vorhaben gefördert wird, kann objektiv falsch oder nicht über-
prüfbar sein. Es muss daher in diesem Zusammenhang diskutiert werden, warum welches 
bestimmte politische Ziel mit dem Reformvorschlag verfolgt wird und in welcher Weise es zur 
Erfüllung von übergeordneten Zielen beitragen kann.  

In einem nächsten Schritt ist zu überlegen, ob in dem Reformvorhaben selbst Widersprüche 
im Umsetzungsprozess und im Verfahren vorhanden sind (verfahrensmäßiges Kriterium). 
Diese Widersprüche können rechtlicher Natur sein (z.B. wenn das Reformvorhaben ganz 
oder teilweise verfassungswidrig ist) oder im Zusammenhang mit den bürokratischen Anfor-
derungen des Verfahrens entstehen. Hier spielen etwa der Verwaltungsaufwand und die 
dadurch entstehenden Kosten eine wichtige Rolle, aber auch die erforderliche Umstrukturie-
rung von behördlichen Abläufen. Weiterhin können Probleme in der Kompatibilität mit ande-
ren Leistungen oder in der Zuständigkeit sowohl im Hinblick auf die föderalen Ebenen in 
Bund, Ländern und Kommunen als auch hinsichtlich der Kompetenzbereiche in den zustän-
digen Behörden hervorgerufen werden. Diese durch das Reformvorhaben selbst entstehen-
den möglichen Hindernisse müssen im Vorfeld in die Konzeption einfließen. 

Weiterhin sind verhaltenssteuernde Kriterien des Reformvorhabens nicht zu unterschät-
zen. Hierbei stellen sich schon in der Umsetzungsphase Fragen nach einer adäquaten In-
formation der Betroffenen über die Vor- und Nachteile und die Beantragung der Leistung. 
Transparenz und Zugänglichkeit sind hier die wichtigsten Eckpunkte, damit das Reformvor-
haben langfristig die gewünschte Wirkung erzielen kann. Fragen nach der Besteuerung, 
                                                           
12 Zu einer wirkungsorientierten Evaluation siehe etwa: Beywl/Speer/Kehr 2004: Wirkungsorientierte Evaluation 
im Rahmen der Armuts- und Reichtumsberichterstattung. Perspektivstudie. BMGS (Hrsg.) Bonn. 
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nach Anrechnungs- und Verrechnungsmöglichkeiten sowie weiteren Auswirkungen für die 
Betroffenen müssen geklärt und transparent kommuniziert werden. Die nachfolgende Abbil-
dung zeigt beispielhaft einige Aspekte, welche im Zusammenhang mit der Konzeption einer 
Kindergrundsicherung relevant sind und ordnet diese nach den genannten Dimensionen ein, 
wobei sich die Zuordnungen durchaus überschneiden. 

Abbildung 11: Dimensionen der Reformanalyse 

Normatives Kriterium Verfahrensmäßiges  
Kriterium 

Verhaltenssteuerndes  
Kriterium 

- Zielsetzung 
- Ganzheitlichkeit und  
  Nachhaltigkeit 
- Elternpflicht Art. 6 GG 
- Herstellung von Chancen- 
  gerechtigkeit 
- Vermeidung von Kinderarmut 
- Refinanzierung 

- Verwaltungsaufwand 
- Kompatibilität mit  
  bestehenden Leistungen 
- beteiligte Entscheidungsträger 
- Sonder- und Mehrbedarfs- 
  regelungen 
- Kosten 
- sozial- und steuerrechtliche 
  Auswirkungen 
- Verfassungskonformität 
 

- Transparenz 
- Zugänglichkeit 
- Höhe, Dauer, Struktur 
- Besteuerung, Auszahlung 
- Bedarfsorientierung 
- Auswirkungen für die 
  Betroffenen 

Quelle: eigene Darstellung. 

4.2 Indikatoren für politische Reformvorhaben 

Aufbauend auf die beschriebenen qualitativen Dimensionen der Reformanalyse sollen nun 
inhaltliche Indikatoren zur Bewertung von Reformvorhaben und insbesondere unterschiedli-
cher Kindergrundsicherungskonzepte formuliert werden. Diese inhaltlichen Bewertungskrite-
rien können auf drei Stufen (Zielsetzung und Zielerreichung, konkrete Ausgestaltung, Aus-
wirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete) zusammengefasst werden, wie die 
nachfolgende Abbildung zeigt. 

   Abbildung 12: Indikatoren für politische Reformvorhaben 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   Quelle: eigene Darstellung. 
 
Abbildung 12 veranschaulicht den dreistufigen Bewertungsprozess, der bereits der Entwick-
lung von politischen Reformvorhaben zugrunde liegen sollte. Während der Indikator der Ziel-
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setzung und Zielerreichung sich auf die Ebene normativer Kriterien bezieht, stellen die kon-
krete Ausgestaltung und die Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete verfah-
rens- und verhaltensmäßige Kriterien dar. Nachfolgend werden die drei Indikatoren näher 
erläutert und konkretisiert. 

4.2.1 Zielsetzung und Zielerreichung 
An jeden politischen Reformvorschlag muss zunächst die Frage gestellt werden: Warum ist 
überhaupt eine Reform des bestehenden Systems erforderlich und warum sollte gerade die-
ses Reformvorhaben zur Umsetzung gelangen? Auf der Zielsetzung bauen alle weiteren 
Schritte sowohl in Bezug auf die Konzeptualisierung als auch auf die Evaluation des Reform-
vorschlags auf. Hierbei sind einige Dinge zu beachten: Im Sinne wissenschaftlicher Bewer-
tungskriterien müssen insbesondere Zielformulierungen wie „Bekämpfung von Kinderarmut“ 
im Vorfeld konkretisiert werden, um überprüfbar bzw. messbar zu sein: Durch welche Refor-
minhalte wird Kinderarmut bekämpft oder verhindert? In welchem Maße kann sie verringert 
werden? Modellrechnungen im Rahmen wissenschaftlicher Gutachten können unter der Vo-
raussetzung bestimmter Annahmen sowohl die Zielerreichung im Vorfeld bewerten als auch 
dazu beitragen, die Ziele zu konkretisieren. Schließlich bilden Modellrechnungen eine gute 
Grundlage für die Evaluation nach Einführung der Reformvorschläge. Auf diese Weise kann 
festgestellt werden, ob bspw. eine Verringerung der Armutsquoten wie erhofft stattgefunden 
hat und ob die im Vorfeld getroffenen Annahmen sich bewahrheitet haben. An diesem Punkt 
wird deutlich, dass der Überprüfung der Zielerreichung eine große Bedeutung zukommt. Dies 
gilt nicht nur über den gesamten Reformierungsprozess hinweg, sondern auch darüber hin-
aus. Es muss von Anfang an klar sein, welche kurz-, mittel- und langfristigen Ziele mit dem 
Reformvorhaben verbunden sind. Sie müssen präzise formuliert und damit überprüfbar ge-
macht werden. Es sollte zudem Klarheit darüber herrschen, in welcher Weise sie vorab, im 
Laufe und nach dem Reformprozess evaluiert werden können. So sollte beispielsweise das 
diffuse Ziel des Bürokratieabbaus, welches im Zusammenhang mit den Kindergrundsiche-
rungskonzepten mehrfach genannt wurde, spezifiziert werden: Wodurch und inwiefern wird 
der bürokratische Aufwand verringert (z.B. Antragsverfahren, Ausgestaltung von Datenerfas-
sung, Bedarfs-, Einkommens- und Steuerprüfung)? Für wen verringert sich der bürokratische 
Aufwand (z.B. Anspruchsberechtigte, Behörden)? Im Zuge der Evaluation muss dann bereits 
im Vorfeld festgelegt werden, wie und vonseiten welcher Institutionen der Bürokratieabbau 
vor und nach der Reform überprüft werden soll. Hinzu kommt die Frage, inwieweit der Ziel-
setzung i. S. d. normativen Kriteriums bestimmte Wertvorstellungen oder übergeordnete Zie-
le zugrunde liegen. 

Gleiches gilt auch für eine differenzierte Zielsetzung, welche mit Reformvorhaben im FLA 
einhergeht. Wie in Abschnitt 2.2 beschrieben, geht es hierbei in erster Linie um familien- und 
sozialpolitische, aber auch um arbeitsmarktpolitische und verfassungsrechtliche Fragen. Im 
Bereich der primären Zielsetzungen stellen sich Fragen nach der Chancengerechtigkeit so-
wohl zwischen Kinderlosen und Eltern als auch in Bezug auf unterschiedliche Einkommens-
verhältnisse bei Familien (horizontale und vertikale Steuergerechtigkeit). Im Zentrum der 
Diskussion steht ebenfalls die Bekämpfung bzw. Vermeidung der in Abschnitt 2.1 themati-
sierten Kinderarmut. Weitere familienpolitische Ziele wie die frühe Förderung von Kindern 
sowie die Schaffung von Rahmenbedingungen zur Realisierung von Kinderwünschen sollten 
ebenfalls in die ganzheitlichen Überlegungen einer weitreichenden familienpolitischen Re-
form einbezogen werden, wie Abschnitt 3.1 gezeigt hat. Bei einer grundlegenden und sys-
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temverändernden Reform besteht die Gefahr, dass systemübergreifende Konsequenzen 
nicht bedacht oder nur leichtfertig thematisiert werden. Die Folge ist, dass die Maßnahmen 
die primären Ziele der Reform möglicherweise erreichen, übergeordneten Zielen aber entge-
genwirken. Für eine Reformierung des FLA stellt sich also die Frage, inwieweit diese Reform 
zu einer Nachhaltigkeit in der Familien-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik führt und die langfris-
tig verfolgten „Stoßrichtungen“ dieser Politikfelder fördert oder zumindest nicht behindert. 
Inwieweit ist das Ziel eines qualitativen und quantitativen Ausbaus der Kinderbetreuungsinf-
rastruktur mit den Kindergrundsicherungskonzepten vereinbar? Können diese Vorhaben 
gleichzeitig politisch umgesetzt und finanziert werden? Folgen diese Ziele einer unterschied-
lichen Förderungslogik?  

Die hier genannten Fragen des Indikators „Zielsetzung und Zielerreichung“ können nicht alle 
im Vorfeld abschließend geklärt werden. Wichtig für die Beurteilung unterschiedlicher Kin-
dergrundsicherungskonzepte erscheint in diesem Zusammenhang aber zumindest, dass 
diese Überlegungen in die Konzeptionen einbezogen und diskutiert werden. Auch darf hier-
bei die Frage nach der Überprüfbarkeit nicht außer Acht gelassen werden. Abbildung 13 
fasst die zentralen Bewertungsfragen des Indikators „Zielsetzung und Zielerreichung“ zu-
sammen. 

Abbildung 13: Indikator „Zielsetzung und Zielerreichung“  

Zielsetzung allgemein 

• Welche Zielsetzung verfolgt das Reformvorhaben? 
• Wie und durch wen kann die Zielerreichung überprüft werden? 
• Welche Ziele werden kurz-, mittel- und langfristig durch die Reform erreicht? 

Familien- und sozialpolitische Zielsetzung 

• Inwieweit trägt die Reform zu einer nachhaltigen Familien-, Sozial-, und Arbeits-
markt-politik bei? 

• Dient das Reformvorhaben der Herstellung von Chancengerechtigkeit im Sinne der 
familienpolitischen Zielsetzung? 

• Kann Kinderarmut durch das Reformvorhaben reduziert bzw. vermieden werden? 
• Kann das Reformvorhaben zu einer frühen Förderung von Kindern beitragen? 
• Werden durch die Reform die Bedingungen zur Erfüllung von vorhandenen Kinder-

wünschen verbessert? 
• Inwieweit wird der Ausbau einer bedarfsorientierten Infrastruktur für Familien mit 

Kindern und pflegebedürftige Angehörigen im Reformvorhaben thematisiert und ge-
fördert? 

Quelle: eigene Darstellung. 
 

4.2.2 Konkrete Ausgestaltung 
Nach dem die Begründungszusammenhänge und Zielvorstellungen des Reformvorhabens 
formuliert wurden, steht die Frage der konkreten Ausgestaltung im Vordergrund: Wie soll 
eine Kindergrundsicherung gestaltet sein, die alle Zielvorgaben erfüllt, dabei die Perspektive 
der Betroffenen angemessen einbezieht und schließlich auch finanzierbar ist? In diesem Zu-
sammenhang stehen sowohl die Höhe der Förderleistung und ihre Gewährungsdauer sowie 
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die Zielgruppe(n) im Vordergrund. In der Ausgestaltung muss genau festgelegt sein, welche 
Personengruppe die Förderleistung nach dem Reformvorhaben erhält (z.B. Eltern), an wen 
sie unter welchen Bedingungen gerichtet ist und von welcher Institution sie ausbezahlt wer-
den soll. Weiterhin sind auch Sonder- und Mehrbedarfe, Unterhaltsregelungen sowie die 
konkrete Besteuerung wichtige Ausgestaltungsmerkmale. Diese geben nicht nur Aufschluss 
darüber, wie die Leistung nach dem Reformkonzept aussehen soll, sondern bilden auch die 
Grundlage für die Überprüfung der Zielerreichung. Schließlich erfordern sie eine Bewertung 
darüber, welche Bevölkerungsgruppen im Gegensatz zum Status quo von der Reform profi-
tieren oder auch bevorzugt bzw. benachteiligt werden sollen. 

Weiterhin ist auch die Einbindung der Betroffenen ein nicht zu unterschätzender Aspekt, 
welcher schon in der Konzeption Beachtung finden sollte. Hierbei geht es nicht nur um die 
Akzeptanz des Reformvorhabens in der Bevölkerung, sondern auch darum, den Verwal-
tungsaufwand für die Betroffenen gering zu halten. Viele Leistungen werden von Leistungs-
berechtigten nicht in Anspruch genommen, weil das Antragsverfahren kompliziert oder sehr 
aufwendig ist. Dies gilt beispielsweise für den bestehenden Kinderzuschlag (Becker/Hauser 
2012). Vor diesem Hintergrund muss das Reformvorhaben dazu führen, dass eine Leistung 
transparent, niedrigschwellig und mit möglichst geringem Aufwand beantragt werden kann. 
Sowohl über die Inhalte des Konzeptes als auch über das Antragsverfahren müssen die 
Bürgerinnen und Bürger umfassend und zielgruppenorientiert informiert werden. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang auch, dass Information und Beratung über die Umsetzungsphase 
des Reformvorhabens hinaus dauerhaft gewährleistet werden.  

Einen weiteren zentralen Punkt in der Ausgestaltung der Leistung stellen die Kosten und die 
Refinanzierung des Reformvorhabens dar. In erster Linie sind hierbei die langfristigen Kos-
ten relevant, die dauerhaft und regelmäßig durch die Fördermaßnahme entstehen. Darüber 
hinaus verursachen gerade weitreichende grundlegende Reformen oft auch hohe Kosten in 
der Umsetzungsphase. Es müssen beispielsweise behördliche Strukturen umgestellt sowie 
neue Zuständigkeiten und Kompetenzbereiche gebildet werden. An die bezifferten Kosten 
schließt sich deren Refinanzierungsmöglichkeit als wichtige politische Entscheidung an. Bei 
der Diskussion um die Einführung neuer politischer Leistungen müssen im Rahmen des zur 
Verfügung stehenden Haushaltsbudgets sowohl bereits bestehende als auch andere geplan-
te Förderleistungen mitbedacht werden. Es stellt sich also die Frage, ob die familienbezoge-
ne Leistung unter der Annahme finanziert werden kann, dass andere geplante Förderungen 
und Maßnahmen in dem Politikfeld ebenfalls (weiterhin) umgesetzt werden können. Die bes-
te politische Maßnahme nützt nichts, wenn durch sie viele andere Leistungen, welche bei-
spielsweise andere Zielgruppen betreffen, dadurch nicht mehr finanzierbar sind. Gerade bei 
sehr grundlegenden Reformvorhaben ist eine umfassende und ganzheitliche Strukturreform 
erforderlich, welche alle relevanten, bestehenden und geplanten Instrumente in den Blick 
nehmen muss. Auf der anderen Seite können durch das Reformvorhaben u.U. bestimmte 
bestehende Leistungen ersetzt und dadurch Kosten eingespart werden. Vor diesem Hinter-
grund müssen die Bruttokosten des Reformkonzepts sowie die nach Abzug aller Einsparun-
gen verbleibenden Nettomehrkosten beziffert werden.  

Zur Refinanzierung der Nettomehrkosten müssen umfassende und detaillierte Refinanzie-
rungsvorschläge unterbreitet werden, damit eine politische und gesellschaftliche Debatte in 
Abwägung der Vor- und Nachteile möglich ist. Je nach Refinanzierungskonzept können die 
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Nettomehrkosten aus Steuermitteln oder aus Sozialversicherungsbeiträgen bestritten wer-
den. Dies wirft einige Fragen auf: An welcher Stelle müssen Förderungen gekürzt oder ge-
strichen werden? Welche Mehrkosten entstehen für welche Bevölkerungsgruppen konkret? 
Schließlich muss vor dem Hintergrund der Refinanzierung auch bedacht werden, welche 
Ebenen und Institutionen im föderalen System die Nettomehrkosten tragen und die Refinan-
zierung verantworten müssen. Die nachfolgende Abbildung gibt einen Überblick über die 
zentralen Fragen des Indikators „Konkrete Ausgestaltung“ 

Abbildung 14: Indikator „Konkrete Ausgestaltung“ 

Konkrete Ausgestaltung 

• Wie hoch ist die Förderleistung und bis zu welchem Alter wird sie ausbezahlt? 
• Für wen, an wen und von welcher Institution wird sie ausbezahlt? 
• Woran ist die Förderleistung gebunden? (z.B. Bedarfsorientierung) 
• Wie werden Sonder- und Mehrbedarfe in dem Reformvorhaben berücksichtigt? 
• Welche Unterhaltsregelungen sind vorgesehen? 
• Soll die Förderleistung besteuert werden und in welcher Form genau? 

Einbindung der Betroffenen 

• Wie und von wem werden die Betroffenen dauerhaft informiert und beraten? 
• Wie hoch ist der administrative Aufwand für die Leistungsempfänger/innen? 
• Wie zugänglich, niedrigschwellig und transparent sind ggf. die Antragsverfahren? 

Kosten und Refinanzierung 

• Welche Brutto- und welche Nettomehrkosten entstehen durch das Reformvorhaben? 
• Wie soll die Umsetzung refinanziert werden? 
• Welche politische Ebene (Bund, Länder, Kommunen) ist für Finanzierung zuständig? 

Quelle: eigene Darstellung. 
 

4.2.3 Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete 
Neben der Zielsetzung und Zielerreichung sowie der konkreten Ausgestaltung des Reform-
vorhabens kommt den Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete sowie den 
damit verbundenen Zuständigkeiten eine hohe Bedeutung zu. Im Rahmen der verfahrens-
mäßigen Kriterien (vgl. Abschnitt 4.1) gilt es zu prüfen, inwieweit eine Umsetzung des Re-
formvorhabens überhaupt möglich ist. Steht die Reform mit geltenden gesetzlichen Bestim-
mungen und insbesondere mit der Verfassung in Widerspruch und wie wirken sich die Ände-
rungen auf bestehende Leistungen aus? Müssen diese ergänzt, verrechnet oder abgeschafft 
werden? Hierbei geht es also weniger darum, ob bestimmten politischen Zielsetzungen ent-
gegengewirkt wird, sondern vielmehr um mögliche rechtliche Konflikte.  

Die Auswirkungen auf andere bestehende Leistungen können sich teilweise bereits aus der 
Konzeption selbst ergeben, da etwa eine Kindergrundsicherung die Abschaffung des Kinder-
zuschlages impliziert. Bei anderen kindesbezogenen Leistungen kann dies anders ausse-
hen: So können Kindergrundsicherungskonzepte auch die vollständige Abschaffung des 
Kindergeldes oder eine Neujustierung der Kinderfreibetragsregelung beinhalten. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang, dass alle mit dem Reformvorhaben verbundenen Leistungen im 
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Konzept thematisiert werden. Dies können beispielsweise Regelsätze im Rahmen des Hartz 
IV-Bezuges sein, aber auch Regelungen wie das Elterngeld und andere familien- und vor 
allem kindesbezogene Leistungen. Bei Förderleistungen, welche durch das Reformvorhaben 
vollständig ersetzt werden sollen, ist zu prüfen, inwieweit und für welche Personengruppe 
durch die Kindergrundsicherung finanzielle Vor- bzw. Nachteile entstehen und ob diese bei-
spielsweise verfassungskonform sind. Bestehende Leistungen, die nicht durch das Reform-
vorhaben ersetzt, sondern u.U. verändert werden sollen, müssen auf ihre Kompatibilität mit 
der Kindergrundsicherung hin untersucht werden. Wo gibt es Verrechnungsmöglichkeiten, 
gleiche Regelsätze oder Bemessungsgrenzen und wie sind diese rechtlich zu beurteilen? 

Im Hinblick auf die rechtlichen Verfahrenskriterien spielen in erster Linie verfassungsrechtli-
che Fragen eine wichtige Rolle (siehe hierzu auch Abschnitt 3.2). Hierbei geht es darum, ob 
eine Kindergrundsicherung grundsätzlich etwa mit Art. 6 GG und Art. 20 GG vereinbar ist. 
Bei einer Reform des FLA stellen sich jedoch auch viele rechtliche Detailfragen, welche sich 
etwa auf die sozial-, steuer- und unterhaltsrechtlichen Auswirkungen sowie auf weitere an-
grenzende Rechtsbereiche beziehen. In diesem Zusammenhang sind in einem ganzheitli-
chen Kindergrundsicherungskonzept mögliche rechtliche Probleme und entsprechende Lö-
sungsansätze (beispielsweise durch rechtswissenschaftliche Gutachten) aufzuzeigen.  

Neben rechtlichen Konsequenzen einer Kindergrundsicherung müssen sowohl die verant-
wortlichen Entscheidungsträger/innen für den Reformprozess selbst als auch die zuständi-
gen Institutionen für die langfristige Umsetzung deutlich gemacht werden. Nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der konkreten Kosten stellt sich die Frage, ob vorhandene behördliche Ein-
richtungen die Verwaltung der Kindergrundsicherung übernehmen können oder ob neue 
Stellen oder Institutionen hierfür eingerichtet werden müssen. In diesem Zusammenhang 
sind auch der für die Behörden entstehende Verwaltungsaufwand sowie die jeweilige be-
troffene föderale Ebene zu hinterfragen. Wo genau liegt die Verantwortung für die Verwal-
tung und Finanzierung der Leistung? Bei näherer Betrachtung der aktuell bestehenden ehe- 
und familienbezogenen Leistungen zeigt sich, dass unterschiedliche Verantwortungsberei-
che auf Staats-, Länder- und Kommunalebene betroffen sind, wie in Abbildung 15 beispiel-
haft dargestellt.   

Abbildung 15: Entscheidungsträger/innen und Kompetenzebenen  

Bund Länder Kommunen 

• Schutz und Förderung 
Familie, Gleichheit Ge-
schlechter (GG) 

• Kindergeld, Kinderzu-
schlag, Kinderfreibeträge 

• Steuergesetzgebung,  
z.B. Absetzbarkeit Kin-
derbetreuung 

• SGB, insbes.SGB VIII 
• Renten 
• GKV 
• ALG II und Sozialgeld 

• Landeselterngeld  
• Bildung 
• Kinderbetreuungs-

Finanzierungsgesetze  
(z.B. KiBiz: Kinderbil-
dungsgesetz) 

• Landesjugendämter 

 
 

• Familien ergänzende Be-
treuung (Fürsorge n. Art. 
74, 7 GG) 

• Kinder- und Jugendhilfe 
• Schulbauten 
• ÖPNV und Freizeit 
• Netzwerke 
• Umsetzung ALG II/ Sozi-

algeld 
• Daseinsfür- und -vorsorge 
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 Quelle: eigene Darstellung. 

Wie diese Kompetenzbereiche im Falle einer Kindergrundsicherung aussehen sollen, ist vor 
diesem Hintergrund ein weiterer wichtiger Aspekt der Konzeption. Die nachfolgende Abbil-
dung fasst die wichtigsten Fragen des Indikators „Auswirkungen auf andere Leistungen und 
Rechtsgebiete“ zusammen. 

Abbildung 16: Indikator „Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete“ 

Auswirkungen auf andere Leistungen 

• Welche bestehenden Leistungen können durch das Reformvorhaben ersetzt  
werden? 

• Welche bestehenden Leistungen und Maßnahmen müssen ggf. verändert  
werden? 

• Mit welchen bestehenden Leistungen und Maßnahmen ist das Reformvorhaben 
kompatibel (z.B. Verrechnungen, Definition von Regelsätzen oder Bemessungs-
grenzen)? 

Rechtliche Kriterien 

• Ist die Reform in ihrer Konzeptualisierung verfassungskonform, z.B. in Bezug auf 
Art. 6 und Art. 20 GG? 

• Welche sozial-, steuer- und unterhaltsrechtlichen Auswirkungen oder Probleme 
gehen mit dem Reformvorhaben einher und wie können diese gelöst werden? 

• In welcher Form sind weitere Rechtsgebiete betroffen? 

Betroffene Institutionen 

• Welche Entscheidungsträger/innen sind für die Initiierung der Reform betroffen? 
• Welche Institutionen sind operativ nach der Umsetzung des Vorhabens für die 

Umsetzung, Einhaltung und Überprüfung verantwortlich? 
• Wie hoch ist der Verwaltungsaufwand für die betroffenen Institutionen? 

 
Quelle: eigene Darstellung. 
 
Es kann zusammenfassend festgehalten werden, dass bei der Konzeption einer so weitrei-
chenden Reform wie der Einführung einer Kindergrundsicherung, neben der konkreten Aus-
gestaltung auch eine klare Zielsetzung erkennbar sein muss. Diese muss klar definiert und 
überprüfbar sein sowie die übergeordneten familien- und sozialpolitischen Zielsetzungen mit 
in den Blick nehmen. Die konkrete Ausgestaltung sollte eine möglichst umfassende Be-
schreibung aller Regelungen, Bedingungen und möglicher Ausnahmen beinhalten, damit 
eine Beurteilung der Zielerreichung möglich wird. Darüber hinaus müssen die durch die Re-
formphase und die langfristige Umsetzung entstehenden Kosten beziffert und ganzheitliche 
Vorschläge für deren Refinanzierung gemacht werden. Schließlich sind auch die Auswirkun-
gen auf bestehende Leistungen, verschiedene betroffene Rechtsgebiete sowie Institutionen 
und Entscheidungsträger/innen zu thematisieren und für mögliche Problemstellungen Lö-
sungsansätze zu entwickeln. Abbildung 17 fasst die wichtigsten Punkte der drei Indikatoren 
„Zielsetzung und Zielerreichung“, „Konkrete Ausgestaltung“ sowie „Auswirkungen“ noch ein-
mal zusammen. 
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      Abbildung 17: Übersicht der Indikatoren  

 

 

 

 
 

      
 
 
 
     Quelle: eigene Darstellung. 
 
  

Zielsetzung und  
Zielerreichung 

- formulierte Ziele des Konzeptes insgesamt 
- Überprüfung der Zielerreichung 
- Konkrete familien- und sozialpolitische Zielsetzung 
 

Konkrete Ausgestaltung 
- Dauer, Höhe, Struktur, Besteuerung etc. 
- Einbindung der Betroffenen 
- Kosten und Refinanzierung 

Auswirkungen 
- Auswirkungen auf andere Leistungen 
- rechtliche Kriterien 
- betroffene Institutionen und Entscheidungsträger/innen 
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5 Konzepte einer Kindergrundsicherung 

Die Konzepte einer Kindergrundsicherung stellen grundlegende Reformkonzepte dar, welche 
nicht innerhalb des in Abschnitt 2.2 beschriebenen bestehenden Systems familienbezogener 
Leistungen zu verorten sind, sondern eine Neugestaltung des Systems fordern. Wie ein-
gangs erwähnt, bezieht sich die vorliegende Expertise auf eine Auswahl an Konzepten auf 
der Grundlage von Informationsmaterialien, welche vom Bündnis Kindergrundsicherung zu-
sammengetragen wurden. Im Fokus stehen die Konzepte von Bündnis 90/Die Grünen, 
Bündnis Kindergrundsicherung, Diakonisches Werk, Die Linke, Familienbund der Katholiken, 
Paritätischer Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen sowie des Verbandes alleinerzie-
hender Mütter und Väter (VAMV). Zunächst werden die grundlegenden Eckpunkte der Kon-
zepte zusammengefasst und anschließend in Abschnitt 6 vor dem Hintergrund der Indikato-
ren Zielsetzung und Zielerreichung, konkrete Ausgestaltung und Auswirkungen auf andere 
Leistungen und Rechtsgebiete eingeordnet. 
 
Das Konzept von Bündnis 90/Die Grünen13 beinhaltet neben der infrastrukturellen Verbes-
serung von Betreuungs- und Bildungsangeboten eine einkommensorientierte Kindergrundsi-
cherung, nach der für jedes Kind monatlich 330 Euro gezahlt und entsprechend dem elterli-
chen Einkommen versteuert werden. Sie wird analog zum heutigen Kindergeld einmalig bei 
der Geburt des Kindes beantragt und dann automatisch und regelmäßig allen Kindern zuge-
wiesen. Die Kindergrundsicherung wird bis zum 18. Lebensjahr der Kinder ohne Bedarfsprü-
fung an die Eltern ausbezahlt, jedoch bleiben bei spezifischen Bedarfen etwa für Alleinerzie-
hende oder Kinder mit Behinderungen entsprechende Förderungen und Hilfen bestehen. 
Insgesamt sollen zahlreiche bisherige Sozialleistungen, die auf eine direkte oder indirekte 
materielle Absicherung von Kindern zielen, durch die Kindergrundsicherung ersetzt bzw. in 
diese integriert werden. Hierzu zählen etwa das Kindergeld, die Kinderfreibeträge, der Kin-
derzuschlag, die Kinderzulage bei der Altersvorsorge etc. Durch die progressive Einkom-
mensbesteuerung sinkt die Höhe der Transferleistung mit steigendem Einkommen auf 281 
Euro. Dieser Mindestbetrag wird steuerfrei gestellt. 
 
Das Konzept des Bündnisses Kindergrundsicherung14 sieht vor, dass sich der Betrag 
einer Kindergrundsicherung am sächlichen Existenzminimum sowie dem steuerlichen Frei-
betrag für Betreuung und Erziehung bzw. Ausbildung (BEA) orientiert, d.h. „alle Kinder mit 
einer Kindergrundsicherung in Höhe von 536 Euro monatlich abzusichern“. Die Kindergrund-
sicherung soll mit dem Grenzsteuersatz des elterlichen Einkommens versteuert werden, so-
dass ein Mindestbetrag von ca. 280 Euro monatlich zu Grunde gelegt wird, welcher mit ge-
ringerem Familieneinkommen bis zu dem Höchstbetrag von 536 Euro steigt. Die Leistung 
soll bis zum 18. Lebensjahr des Kindes an die Eltern weitgehend vorrangig vor anderen So-
zialleistungen durch die Familienkasse des Bundes ausgezahlt werden. Darüber hinaus sol-
len junge Erwachsene in Ausbildung oder im Studium bis zum 25. Lebensjahr den Mindest-

                                                           
13 Informationen stammen vorwiegend aus: Deligöz/Dückert/Göring-Eckardt/Haßelmann/Scheel (2009): Kinder in 
den Mittelpunkt: Die Kindergrundsicherung. Autorinnenpapier. Bündnis 90/Die Grünen (2012): Eine Gesellschaft 
für Alle: Umfassende Teilhabe und Selbstbestimmung durch gute Institutionen und gerechte Verteilung. 34. Or-
dentliche Bundesdelegiertenkonferenz 
14 Informationen stammen vorwiegend aus: Bündnis Kindergrundsicherung (2013): Kinder brauchen mehr. Unser 
Vorschlag für eine Kindergrundsicherung. Bündnis Kindergrundsicherung (2009): Kinderbrauchen mehr! Bündnis 
fordert weiterhin 502 Euro Kindergrundsicherung. Pressemitteilung. 
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betrag der Kindergrundsicherung von 280 Euro als Pauschale erhalten. Sonder- oder Mehr-
bedarfe (etwa im Falle behinderter oder kranker Kinder sowie bei überdurchschnittlich hohen 
Wohnkosten etc.) werden zusätzlich zur Kindergrundsicherung gezahlt. Die Kindergrundsi-
cherung soll bisherige Leistungen wie Kindergeld, Kinderzuschlag, Sozialgeld, Unterhalts-
vorschuss usw. ersetzen. 

Die Arbeitsgruppe „Soziale Sicherung für Kinder und Jugendliche“ der Diakonie Deutsch-
land15 schlägt eine einheitliche finanzielle Förderung jedes Kindes im Sinne einer Kinder-
grundsicherung vor. Hierbei sollen die bisherigen Einzelleistungen Kindergeld, Kinderfreibe-
träge, Kinderzuschlag etc. in einer Leistung zusammengefasst werden, deren Höhe nach 
Altersgruppen der zu fördernden Kinder differenziert und an die Eltern ausgezahlt werden 
soll. Die jeweiligen Grundbedarfe von Kindern unterschiedlicher Altersgruppen sollen, neben 
der Bedarfsermittlung aus Einkommens- und Verbrauchsstudien wie bisher, auch durch ver-
gleichende Plausibilitätsprüfungen einer unabhängigen Kommission aus Wissenschaft, 
Wohlfahrtsverbänden, familienpolitischen Interessenvertretungen sowie aus Selbsthilfeorga-
nisationen ermittelt werden. Im Falle von Bedürftigkeit sollen weitere teilhabeorientierte Ele-
mente ergänzt werden, die sich etwa auf den schulischen Bedarf, Kosten für Klassenfahrten, 
Lernförderung oder auch Wohngeld, besondere gesundheitliche Bedarfe etc. beziehen. Ne-
ben der einheitlichen finanziellen Grundbedarfsdeckung und einer ergänzenden bedarfsab-
hängigen Zusatzförderung betont die Diakonie die Wichtigkeit einer verbesserten infrastruk-
turellen Förderung in Bezug auf Bildung, Betreuung und Teilhabe.  
 
Die Linke16 orientiert sich in ihrem Vorschlag einer Kindergrundsicherung wie das Bündnis 
Kindergrundsicherung an dem verfassungsrechtlichen steuerlichen Existenzminimum von 
Kindern in Höhe von 536 Euro monatlich (dem entsprechen aktuell 584 Euro). In einem ers-
ten Schritt soll hierzu das Kindergeld auf 200 Euro monatlich für die ersten zwei Kinder und 
mit einer entsprechenden Staffelung für weitere Kinder erhöht werden. Dieses soll nicht auf 
andere Transferleistungen angerechnet werden. Darüber hinaus soll ein einkommensabhän-
giger Kinderzuschlag über den Differenzbetrag (maximal 336 Euro) bis zur Vollendung des 
18. Lebensjahres des Kindes ausgezahlt werden, welcher auch Arbeitslosengeld II-
Empfängerinnen und Empfängern zusteht. In einem zweiten Schritt soll die Ermittlung des 
Bedarfs von Kindern auf der Basis eines speziellen Warenkorbs für Kinder erfolgen und 
schließlich die individuelle und bedarfsorientierte Kindergrundsicherung als soziales Siche-
rungssystem verankert werden.  
 
Der Familienbund der Katholiken17 spricht sich neben dem Fortbestehen des Kindergeldes 
und der Kinderfreibeträge für eine bedarfsbezogene Leistung aus, welche sich auf das säch-
liche Kinderexistenzminimum (dies wären aktuell 364 Euro) bezieht und mit steigendem Ein-
                                                           
15 Informationen stammen vorwiegend aus: Diakonie (2013): Soziale Sicherung für Kinder und Jugendliche ein-
fach, transparent und zielgenau ausgestalten. Positionspapier 3.2013. 
16 Informationen stammen vorwiegend aus: Bäcker/Leiber/Meinhardt/Neubauer (2009): Die Grundsicherungsmo-
delle der LINKEN. Gutachten erstellt im Auftrag der Bundestagsfraktion der LINKEN. Hans-Böckler-Stiftung. Düs-
seldorf 2009. 
 Fraktion DIE LINKE (2006): Kinder brauchen mehr: Eckpunkte der LINKEN Kindergrundsicherung. 
https://www..linksfraktion.net%2Finhalt%2F7704058583.pdf&ei=DHjDVY-uG-
L9yQPltqmoDQ&usg=AFQjCNESBYm8dEGa_EUZWEFrxg-QB4TLgA&bvm=bv.99556055,d.bGQ&cad=rja. Stand 
Juli 2015. 
17 Informationen stammen vorwiegend aus: Familienbund der Katholiken (2014): Modell einer Kindergrundsiche-
rung aus der Perspektive des Familienbundes der Katholiken. Münster. 
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kommen abgeschmolzen wird. Die steuerliche Freistellung des Existenzminimums soll damit 
erhalten bleiben. Die Höchsteinkommensgrenzen einer vollen Kindergrundsicherung orientie-
ren sich an jenen des bestehenden Kinderzuschlags, sie lagen 2008 bei 900 Euro als monat-
liches zu versteuerndes Einkommen für Paare und 600 Euro für Alleinerziehende. Darüber 
hinaus verringert sich die Transferleistung mit einer Abschmelzquote von 3,6 Prozent. So-
bald das Kindergeld die Grundsicherung übersteigt, gilt das Kindergeld als maßgeblich. Die 
Kindergrundsicherung deckt damit die Differenz zwischen sächlichem Kinderexistenzmini-
mum und Kindergeld ab, sofern dies nicht wie bisher durch die Kinderfreibeträge gewährleis-
tet ist. Bestehende Förderungen und Ermäßigungen (z.B. im Hinblick auf gesundheitliche 
Beeinträchtigungen etc.) bleiben erhalten. Auch Wohnkosten sollen weiterhin im Bedarfsfall 
über das Wohngeld abgedeckt werden. Die Kindergrundsicherung wird nicht auf Transfer-
leistungen des SGB II angerechnet und soll bei Erfüllen der Anspruchsvoraussetzungen von 
der Familienkasse gezahlt werden. 
 
Der Paritätische Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen18 hat ein Kindergrundsiche-
rungskonzept entworfen, in welchem sich die Höhe der Grundsicherung wie etwa im Konzept 
des Bündnisses Kindergrundsicherung ebenfalls am steuerlichen Kinderexistenzminimum 
orientiert. Hieraus ergibt sich eine Kindergrundsicherung in Höhe von 584 Euro monatlich 
(364 Euro sächliches Existenzminimum + 220 Euro für Betreuung, Erziehung und Ausbil-
dung). Diese soll bis zur Volljährigkeit der Kinder an die Eltern ausgezahlt werden, wobei 
keine Staffelung nach Alter oder Anzahl der Kinder vorgesehen ist. Ab der Volljährigkeit soll 
eine reformierte, einheitliche Ausbildungsförderung greifen. Ausgezahlt werden soll die Kin-
dergrundsicherung durch die Familienkasse ohne eine Einkommensprüfung der Eltern. Wie 
in anderen Kindergrundsicherungsmodellen spricht sich auch der Landesverband Bremen 
des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes dafür aus, dass die Kindergrundsicherung einkom-
mensabhängig versteuert werden soll, sodass die Kindergrundsicherung bei höherem Ein-
kommen der Eltern nur den Mindestbetrag von derzeit 278 Euro und bei Eltern mit keinem 
oder nur geringem Einkommen den Höchstbetrag von 584 Euro umfasst. Wenn ein eigenes 
Einkommen des minderjährigen Kindes vorliegt, soll dieses auf die Kindergrundsicherungs-
leistung angerechnet werden. Mehrbedarfe und Sonderleistungen können nach wie vor im 
Rahmen von SGB II bzw. SGB XII Leistungen beantragt werden. Andere familienbezogene 
Leistungen, wie das Kindergeld und der Kinderzuschlag sollen in der Kindergrundsicherung 
aufgehen. 
 
Der Verband alleinerziehender Mütter und Väter (VAMV)19 schlägt bereits 2009 eine Kin-
dergrundsicherung in Höhe von 500 Euro für jedes Kind unabhängig vom Einkommen der 
Eltern vor und beruft sich hierbei auf den im Siebten Bericht der Bundesregierung über das 
Existenzminimum von Kindern errechneten Grundbedarf.20 Der Anspruch soll sich auf alle 

                                                           
18 Informationen stammen vorwiegend aus: Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen 
(2012): Der Skandal der Kinderarmut. Für eine Grundsicherung für Kinder. Positionspapier des Paritätischen 
Bremen. Bremen. 
19 Informationen stammen vorwiegend aus: Verband alleinerziehender Mütter und Väter (2010): 500 Euro für 
jedes Kind. VAMV-Konzept für eine Kindergrundsicherung. 
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/Grundsicherung_500_Euro_fuer_j
edes_Kind.pdf. Stand: Juli 2015. 
20 Entsprechend dem steuerlichen Existenzminimum für Kinder liegt die Forderung der Kindergrundsicherung 
aktuell in der Höhe von 590 Euro pro Monat und Kind. Siehe auch:  
https://www.vamv.de/politische-aktionen/kindergrundsicherung.html. Stand Dezember 2015 

https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/Grundsicherung_500_Euro_fuer_jedes_Kind.pdf
https://www.vamv.de/fileadmin/user_upload/bund/dokumente/Stellungnahmen/Grundsicherung_500_Euro_fuer_jedes_Kind.pdf
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kindergeldberechtigten Personen bis zum Alter von 27 Jahren erstrecken, wobei Ausbil-
dungsvergütungen u. ä. nach Abzug eines Freibetrages auf die Kindergrundsicherung anzu-
rechnen sind. Anders als in den meisten Kindergrundsicherungskonzepten soll die Kinder-
grundsicherung nach dem Konzept des VAMV als Einkommen des Kindes und nicht der El-
tern zu werten sein und damit nicht mit der elterlichen Einkommenssteuer versteuert werden. 
Dies bedeutet darüber hinaus, dass sie im SGB II, SGB XII oder beim Bezug anderer Für-
sorgeleistungen der Eltern nicht auf deren Einkommen angerechnet werden darf, da das 
Kinder Anspruchsinhaber/in ist. In der Kindergrundsicherung sollen alle kindesbezogenen 
Transfers wie Sozialgeld, Kindergeld, Unterhaltsvorschuss, Kinderzuschlag, BAFÖG usw. 
zusammengefasst werden und in diese Leistung einfließen. Der VAMV verknüpft mit dem 
Konzept einer Kindergrundsicherung auch die Forderung nach einem flächendeckenden kos-
tenlosen Kinderbetreuungsangebot von Geburt des Kindes an. 
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6 Einordnung und Bewertung 

Bevor eine Einordnung und Bewertung der verschiedenen Kindergrundsicherungskonzepte 
vorgenommen werden kann, sei an dieser Stelle angemerkt, dass die Konzepte ein unter-
schiedliches Maß an Informationsumfang und -tiefe aufweisen. Einige Modelle beinhalten 
beispielsweise detaillierte Vorschläge zur Refinanzierung oder in Bezug auf Mehr- und Son-
derbedarfe, Unterhaltsleistungen etc. Andere Vorschläge ähneln eher politischen Forderun-
gen, in welchen vor allem die Zielsetzung betont wird. Für eine abschließende Bewertung 
können diese Konzepte nur bedingt herangezogen werden. Nachfolgend werden die Kon-
zepte mit Hilfe der in Abschnitt 4.2 erarbeiteten Indikatoren für politische Reformvorhaben 
bewertet, soweit dies anhand des vorliegenden Informationsmaterials möglich ist. 

6.1 Zielsetzung und Zielerreichung 

Die allgemeine Zielsetzung wird in allen betrachteten Kindergrundsicherungskonzepten 
konkret beschrieben. Im Vordergrund steht hierbei vor allem die Chancengleichheit im Sinne 
einer einheitlichen sozialen Sicherung für alle Kinder. Diese wird konkret vom Bündnis Kin-
dergrundsicherung, Bündnis 90/Die Grünen, der Diakonie Deutschland sowie dem Landes-
verband Bremen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes und dem Verband alleinerziehender 
Mütter und Väter genannt. Auch das Ziel der Vermeidung bzw. Bekämpfung von Kinderarmut 
in Verbindung mit der Absicherung des Grundbedarfs für Kinder wird mehrfach formuliert, so 
beispielsweise im Konzept der Linken, des Familienbundes der Katholiken oder des VAMV. 
Weitere Ziele, die mit der Einführung einer Kindergrundsicherung verbunden sind, stellen auf 
eine kindzentrierte Förderung sowie auf mehr Transparenz und einen geringeren bürokrati-
schen Aufwand ab. Die Verfolgung kurz-, mittel- und langfristiger Ziele lässt sich in den meis-
ten Konzepten nur am Rande identifizieren, da die Reformvorhaben meist nicht mehrere 
Umsetzungsschritte vorsehen oder der konkrete Umsetzungsprozess nicht näher beschrie-
ben wird. Im Gegensatz dazu formuliert die Die Linke in ihrer Konzeption Stufenpläne, die 
kurzfristige und längerfristige Zielvorhaben beinhalten, wie beispielsweise die Erhöhung des 
Kindergeldes in einem ersten Schritt. Eine Betrachtung der kurz-, mittel- und langfristigen 
Zielsetzungen dient nicht zuletzt der Überprüfung der Frage, welche Reformen schnell und 
mit relativ geringem Aufwand umgesetzt werden können bzw. wo „in größeren Zeiträumen 
gedacht“ werden muss. 
 
Neben der Zielsetzung stellt die Überprüfung der Zielerreichung einen grundlegenden Be-
standteil von politischen Reformprozessen dar (Beywl/Speer/Kehr 2004). Die besten und 
weitreichendsten Zielformulierungen nützen nichts, wenn nicht überprüft werden kann, ob 
und in welchem Maße diese Ziele zumindest teilweise erreicht wurden. Ein erster und wichti-
ger Schritt in diese Richtung wurde durch Gutachten und Expertisen zur Bewertung einzelner 
Reformvorschläge bereits vollzogen. Zu nennen ist hier in erster Linie das Gutachten von 
Irene Becker und Richard Hauser (2010), welches drei verschiedene Reformvorschläge un-
tersucht: die Einführung einer Kindergrundsicherung, die Erhöhung des Kindergeldes in Ver-
bindung mit dem Wegfall der kindbedingten Freibeträge sowie eine Neujustierung des Kin-
derzuschlages. Auch das Gutachten zu den Grundsicherungsmodellen der Linken von Bä-
cker et al. (2009), welches im Auftrag der Bundestagsfraktion die Linke erstellt wurde, leistet 
einen Beitrag zur Zielüberprüfung im Vorfeld der Reformumsetzung. Auf der Grundlage von 
bestimmten Annahmen werden Modellrechnungen zum Vergleich der Grundsicherungskon-
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zepte im Hinblick auf eine Senkung der Armutsquoten oder zur Berechnung der tatsächli-
chen Kosten des Reformvorhabens durchgeführt. Gutachten und Expertisen dieser Art im 
Vorfeld der Reformumsetzung sind allein dadurch immens wichtig, dass Reformvorschläge 
einer Kindergrundsicherung über eine enorme politische und rechtliche Reichweite verfügen 
und deshalb nicht an eine Zielsetzung allein geknüpft werden dürfen.  

Wie in Abschnitt 4.2 beschrieben beinhaltet der Punkt familien- und sozialpolitische Ziel-
setzung verschiedene Teilaspekte, welche durch die Reform des FLA konkret verfolgt oder 
aber auch behindert werden können. Wichtig bei der Untersuchung der Kindergrundsiche-
rungskonzepte ist einerseits, inwieweit diese Ziele in den Konzeptpapieren überhaupt thema-
tisiert werden und welche dieser Ziele durch das jeweilige Konzept direkt oder indirekt ver-
folgt werden. Bei der Betrachtung der konkreten familien- und sozialpolitischen Zielsetzung 
fällt zunächst auf, dass die Konzepte kaum bis gar nicht in die übergeordneten Ziele von 
Familienpolitik eingebettet werden. Wie bereits angedeutet, befassen sich die Konzepte in 
den meisten Fällen mit der Bekämpfung bzw. Vermeidung von Kinderarmut sowie mit der 
Chancengerechtigkeit im Rahmen des FLA, was ihrer primären Zielsetzung entspricht. Beide 
Ziele werden von Bündis90/Grünen, Bündnis Kindergrundsicherung, die Linke, Paritätischer 
Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen und dem VAMV in ihren Konzepten konkret for-
muliert. Die Chancengerechtigkeit wird darüber hinaus auch von der Diakonie und die Ver-
meidung von Armut durch den Familienbund der Katholiken genannt.  

Der quantitative und qualitative Ausbau der Kinderbetreuungsangebote wird konkret in den 
Konzepten der Diakonie Deutschland und des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Landes-
verband Bremen als wichtiges Ziel genannt, welches im Rahmen einer Kindergrundsiche-
rung stärker vorangetrieben werden muss. In anderen Konzepten wird dieser Aspekt zwar 
auch als wichtig angesehen; er wird jedoch nicht in die Konzeption integriert. Dies erscheint 
gerade vor dem Hintergrund begrenzter finanzieller Möglichkeiten aber besonders wichtig. 
Auch wenn Maßnahmen getrennt voneinander gefordert werden, muss deutlich erkennbar 
sein, wie beide Maßnahmenpakete gleichzeitig oder mit unterschiedlicher Priorisierung um-
gesetzt werden können. 
 
Die frühkindliche Förderung wurde im Rahmen der Kindergrundsicherungskonzepte von 
Bündis90/Grüne sowie vom Landesverband Bremen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
thematisiert, Rahmenbedingungen für die Erfüllung von Kinderwünschen hingegen in keinem 
Konzept. Beide Aspekte sind zwar nicht zentrale Bestandteile des FLA, jedoch hängen sie 
eng mit einer grundlegenden familienpolitischen Reform wie der Kindergrundsicherung zu-
sammen.  
 
Inwieweit die in den Konzepten formulierten Ziele wirklich erreicht werden, lässt sich im 
Rahmen dieser Expertise aus folgenden Gründen nicht abschließend klären: 
 

1. Für bestimmte Zielsetzungen sind Modellrechnungen und ex/post-Erhebungen not-
wendig, beispielsweise im Falle der Armutsvermeidung. Wie etwa die Berechnungen 
von Irene Becker und Richard Hauser (2010) oder auch das Gutachten von Gerhard 
Bäcker et al. (2009) zeigen, kann eine Veränderung der Armutsquoten oder der Ar-
mutsrisikoquoten durch das Reformvorhaben in Modellrechnungen simuliert werden. 
So wurde attestiert, dass im Rahmen des Kindergrundsicherungskonzepts vom 
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Bündnis Kindergrundsicherung der Anteil der Kinder unter 16 Jahren, der in Familien 
mit weniger als der Hälfte des durchschnittlichen Nettoäquivalenzeinkommens lebt, 
von 16,5 Prozent im Status quo auf etwa 3 Prozent bzw. 4 Prozent absinken würde 
(Becker/Hauser 2012: 169). Auf diese Weise wurde das Ziel der Vermeidung bzw. 
Bekämpfung von Kinderarmut quantifiziert und das Modell als erfolgsversprechend 
bewertet. Diese Prognose müsste dann bei der Umsetzung des Reformvorhabens 
überprüft werden. Nicht mit einbezogen wurde aber z. B. die Wirkung einer Kinder-
grundsicherung auf das elterliche Arbeitsangebot und damit auf langfristige individu-
elle und volkswirtschaftliche Faktoren. 
 

2. Die teilweise sehr allgemein formulierten Zielsetzungen sind mit  normativen Krite-
rien verbunden (vgl. Abschnitt 4.1), welche unterschiedlich bewertet werden und wel-
chen unterschiedliche Vorstellungen zugrunde liegen können. So ist beispielsweise 
das Ziel der Förderung einer nachhaltigen Familien-, Sozial- und Arbeitsmarktpolitik 
daran zu messen, was hier unter „nachhaltig“ verstanden wird. Dieses muss in den 
jeweiligen Konzepten deutlich zum Ausdruck gebracht werden. Gleiches gilt für die 
Frage der Chancengerechtigkeit. Geht es hier um die vertikale und/oder horizontale 
Steuergerechtigkeit, um die Deckung der Grundbedarfe aller Kinder in welchen Be-
reichen (Deckung von materiellen und immateriellen Bedarfen)? Inwieweit stehen die 
Reformvorhaben in Konkurrenz zu anderen Fördermaßnahmen, wie z.B. im Bereich 
der infrastrukturellen Förderung? Diese Fragen werden in den Kindergrundsiche-
rungskonzepten im Hinblick auf die Zielsetzung und Zielerreichung nicht umfassend 
und tiefgreifend genug diskutiert und problematisiert. Sie können an dieser Stelle da-
her nicht abschließend bewertet werden.  
 

3. Inwieweit verfassungs-, sozial- und steuerrechtliche Konflikte durch die Reform-
vorhaben entstehen, muss ebenfalls stärker in den Blick genommen werden. Dies 
kann einerseits durch die befürwortenden Verbände und Parteien selbst geschehen, 
sollte aber in jedem Fall auch von wissenschaftlicher Seite umfassend begutachtet 
werden. Besonders an den Stellen, wo unterschiedliche Rechtsbereiche betroffen 
sind, muss die Expertise aus diesen Fachgebieten hinzugezogen werden, um größe-
ren Optimierungsbedarf nach der Umsetzung zu vermeiden (vgl. auch Abschnitt 6.3). 

 
Der Vergleich der Kindergrundsicherungskonzepte macht zusammenfassend deutlich, dass 
in den meisten Fällen zwar allgemeine Ziele formuliert wurden, diese jedoch vielfach eine 
präzise Formulierung, die Berücksichtigung von Zeithorizonten sowie ein Evaluationskonzept 
vermissen lassen. Daran anschließend zeigt sich, dass die Zielüberprüfung in den Konzep-
ten meist nicht thematisiert wurde, wohl aber in einigen Fällen durch wissenschaftliche Gut-
achten Beachtung gefunden hat. Die familien- und sozialpolitische Zielsetzung beschränkt 
sich in erster Linie auf die enge Zieldefinition der Vermeidung von Kinderarmut und Chan-
cengerechtigkeit, jedoch kaum auf andere wichtige Themenbereiche wie Infrastruktur oder 
frühkindliche Förderung. 

6.2 Konkrete Ausgestaltung 

Die zentralen Eckpunkte der hier betrachteten Kindergrundsicherungskonzepte wurden be-
reits in Abschnitt 5 beschrieben. Alle Konzepte machen weitestgehend konkrete Aussagen 
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zur Ausgestaltung. Lediglich die Höhe und Dauer der Kindergrundsicherung wird im Kon-
zept der Diakonie nicht präzise benannt. Es wird jedoch in diesem Konzept auf die Orientie-
rung am kindlichen Bedarf verwiesen, welcher beispielsweise in einer Expertenkommission 
zu überprüfen wäre. Es kann damit festgehalten werden, dass alle Konzepte auf die zentra-
len Ausgestaltungsmerkmale eingehen. Der Vergleich macht ebenfalls deutlich, dass nahezu 
alle Modelle auf eine einkommensabhängige Kindergrundsicherung setzen, welche mit stei-
gendem Einkommen der Eltern abgeschmolzen wird bis zu einem Mindestbetrag von ca. 280 
Euro (Bündnis 90/Die Grünen, Bündnis Kindergrundsicherung und Paritätischer Wohlfahrts-
verband Landesverband Bremen) bzw. 200 Euro (Die Linke), welcher steuerfrei gestellt wird. 
Der Betrag von 280 Euro entspricht ungefähr der maximalen steuerlichen Entlastung durch 
die Kinderfreibeträge für Eltern mit hohem Einkommen (Becker/Hauser 2010). Die Maximal-
beträge der Kindergrundsicherung orientieren sich in dem Konzept der Bündnis 90/Die Grü-
nen und des Familienbundes der Katholiken allein am sächlichen Kinderexistenzminimum. 
Das Bündnis Kindergrundsicherung, die Linke und der Paritätische Wohlfahrtsverband Lan-
desverband Bremen rechnen den Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung 
(BEA) zumindest vorläufig hinzu. In einigen Konzepten soll dieser Freibetrag langfristig ab-
geschafft werden. Dies jedoch in Verbindung mit einer kostenfreien, bedarfsgerechten Kin-
derbetreuungsinfrastruktur, welche den BEA überflüssig machen würde. Die Modelle der 
Diakonie und des VAMV unterscheiden sich von den anderen Modellen dahingehend, dass 
die Diakonie eine andere Definition des kindlichen Bedarfs anstrebt und dass der VAMV eine 
einkommensunabhängige Kindergrundsicherung in Höhe von 500 Euro fordert. Diese 
Grundsicherung wird den Kindern als Anspruchsberechtigte direkt zugesprochen und nur 
deren Einkommen – sofern vorhanden – angerechnet.   

In allen Kindergrundsicherungskonzepten bleiben Sonder- und Mehrbedarfe weiterhin sepa-
rat berücksichtig, d.h. sie werden wie bisher bei den zuständigen Behörden durch die Eltern 
beantragt. Dies bezieht sich etwa auf Mehraufwendungen für Krankheit oder Behinderungen 
der Kinder, aber auch auf das Wohngeld oder andere bestehende Sonderförderungsleistun-
gen. Zur Anrechnung der Kindergrundsicherung auf die Unterhaltspflicht bei getrennt leben-
den Eltern machen die Diakonie und der Familienbund der Katholiken in ihren Positionspa-
pieren keine Angaben. In den anderen Modellen wird die Kindergrundsicherung jeweils auf 
den unterhaltspflichtigen Bedarf des Kindes angerechnet, so etwa im Konzept vom Bündnis 
Kindergrundsicherung und des VAMV. 

Die Indikatoren „Einbindung der Betroffenen“ sowie „Kosten und deren Refinanzierung“ wer-
den in den Kindergrundsicherungskonzepten in weitaus geringerem Maße berücksichtigt. 
Besonders im Hinblick auf die Einbindung der Betroffenen wird nur an wenigen Punkten 
darauf hingewiesen, dass der Verwaltungsaufwand gering gehalten werden sollte, etwa wie 
im Falle des bestehenden Kindergeldes durch eine einmalige Beantragung der Leistung. 
Lediglich der Landesverband Bremen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wird hier kon-
kreter: Er zeigt zwei Varianten der Auszahlung und des Steuerabzugs auf und diskutiert 
hierbei den Verwaltungsaufwand. In der ersten Variante müssten die Eltern als Leistungsbe-
ziehende der „Kindergrundsicherungsbehörde“ ihr Einkommen nachweisen, was zu einem 
deutlich höheren Verwaltungsaufwand führen würde als nach der zweiten Variante. Nach 
dieser wird die Kindergrundsicherung zunächst an alle Eltern ausbezahlt und hinterher mit 
deren Einkommen versteuert. Andere Kindergrundsicherungskonzepte, wie das des Bünd-
nisses Kindergrundsicherung, sehen ein ähnliches Verfahren vor, jedoch wird in den meisten 
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Fällen der administrative Aufwand und die Zugänglichkeit des Antragsverfahrens nicht oder 
nur verkürzt thematisiert. Die Einbindung der Betroffenen sollte daher im Rahmen von wis-
senschaftlichen Gutachten (siehe Abschnitt 6.1) mitbedacht werden. 

Auch und gerade im Hinblick auf die Kosten und deren Refinanzierung sind externe wis-
senschaftliche Gutachten besonders wichtig zur Ermittlung der Kosten, die durch die Umset-
zung selbst wie auch langfristig entstehen. Von den untersuchten Kindergrundsicherungs-
konzepten machen etwa die Hälfte konkrete Angaben zu den entstehenden Kosten und 
schlagen auch Refinanzierungsansätze vor. Das Bündnis Kindergrundsicherung geht in sei-
ner Konzeption beispielsweise von etwa 84 Mrd. Euro Bruttokosten aus, wobei 36 Mrd. Euro 
durch den Wegfall bisheriger Familienleistungen refinanziert werden können. Weitere 24 
Mrd. Euro sollen durch den Rückfluss von Steuereinnahmen und 7 Mrd. Euro durch die Ab-
schaffung des Ehegattensplittings generiert werden. Auf diese Weise käme es zu einem Net-
tokostenbetrag von ca. 17 Mrd. Euro, welcher durch weitere politische Reformen oder Haus-
haltsumstrukturierungen refinanziert werden müsste. Das Positionspapier von Bündnis 
90/Die Grünen rechnet bei ähnlichen Voraussetzungen und der Umschichtung von beste-
henden Leistungen mit Nettokosten von rund 12 Mrd. Euro. In dem Gutachten zum Konzept 
der Linken von Gerhard Bäcker et al. werden die Nettokosten mit 10,3 Mrd. Euro beziffert 
(2009: 52), wobei hier nur der erste Schritt eines Drei-Stufen-Modells der Kindergrundsiche-
rung nach der Konzeption der Linken untersucht werden konnte. Die Diakonie, der Familien-
bund der Katholiken, der Paritätische Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen sowie des 
VAMV machen keine Angaben über die voraussichtlichen Kosten ihrer Konzepte. 

Alle Kindergrundsicherungskonzepte sehen eine Refinanzierung durch die freiwerdenden 
Steuermittel für die wegfallenden Leistungen vor, wie etwa Kindergeld, Kinderfreibeträge, 
Kinderzuschlag etc. (siehe dazu Abschnitt 6.3). Je nach Konzeption werden verschiedene 
familien- und kindesbezogenen Leistungen durch das Reformvorhaben ersetzt oder ergänzt. 
Eine Refinanzierung durch wegfallende Leistungen wird auch in den Konzepten vorgeschla-
gen, die zu den Kosten keine genaueren Angaben machen, wie etwa das Konzept der Dia-
konie, des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Landesverband Bremen sowie des VAMV. 
Wie oben angesprochen ist aber zu vermuten, dass in allen Reformvorschlägen hierdurch 
keine vollständige Kostendeckung gewährleistet werden kann und damit weitere haushalts-
politische Vorschläge zu machen sind, welche in keinem der untersuchten Konzepte voll-
ständig und abschließend formuliert wurden. Die Linke schlägt zur Finanzierung der verblei-
benden Mehrkosten beispielsweise eine Wiedereinführung einer moderaten Vermögens-
steuer, die Anhebung der Erbschaftssteuer, die Einführung einer Börsenumsatzsteuer und 
einen „Kinder-Soli“ auf große Vermögen vor. Auch der Paritätische Wohlfahrtsverband Lan-
desverband Bremen spricht sich neben der „doppelten Umverteilung“ (Umverteilung zu 
Gunsten ärmerer gegenüber wohlhabenderen Bürgerinnen und Bürgern sowie Eltern gegen-
über Kinderlosen) für die Einführung einer Finanztransaktionssteuer, die Wiedereinführung 
der Vermögenssteuer, die Erhöhung der Erbschaftssteuer und weitere steuerliche Maßnah-
men aus.  

Insgesamt ist festzuhalten, dass in keinem der betrachteten Kindergrundsicherungskonzepte 
ein vollständiges Refinanzierungskonzept formuliert wurde, welches als Grundlage für eine 
weiterführende politische Diskussion dienen kann. Vor diesem Hintergrund kann keine ab-
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schließende Bewertung dahingehend vorgenommen werden, auf welcher föderalen Ebene 
welche Mehrkosten entstehen (siehe hierzu auch Abschnitt 4.2.3).  
 

6.3 Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsbereiche 

Ob der Reformvorschlag einer Kindergrundsicherung überhaupt umsetzbar ist, hängt von 
vielen unterschiedlichen verfahrensmäßigen Kriterien ab, wie Abschnitt 4.2.3 gezeigt hat. 
Einer der wichtigsten Punkte, welcher bereits im Zusammenhang mit der konkreten Ausge-
staltung der Konzepte angesprochen wurde, sind die Auswirkungen auf bestehende Leis-
tungen, d. h. hier zu fragen, welche Leistungen im Rahmen der Reformvorhaben abge-
schafft oder verändert werden müssten. Alle betrachteten Konzeptpapiere machen hierzu 
relativ umfangreiche Angaben: Mit Ausnahme des Konzeptes des Familienbundes der Ka-
tholiken beinhalten alle anderen Reformvorschläge eine Abschaffung des Kinderzuschlages 
und des Kindergeldes, da diese Leistungen in der Kindergrundsicherung „aufgehen“ würden. 
Der Familienbund der Katholiken stimmt in seinem Positionspapier für die Abschaffung des 
Kinderzuschlags und setzt sich für eine Anrechnung des Kindergeldes auf die vorgeschlage-
ne Kindergrundsicherung ein. Nach diesem Konzept würde eine Kindergrundsicherung die 
Differenz des Kindergeldes und der steuerlichen Freistellung des sächlichen Kinderexis-
tenzminimums ausgleichen. Übersteigt die Wirkung des Kinderfreibetrages die Grundsiche-
rung, entfällt diese. Nach dem Konzept des VAMV, des Bündnis Kindergrundsicherung, der 
Bündnis 90/Die Grünen sowie des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes Landesverband Bre-
men sollen alle kindesbezogenen Transfers, so zum Beispiel auch das Sozialgeld und der 
Unterhaltsvorschuss, durch die Kindergrundsicherung entfallen. Das Konzept des Diakoni-
schen Dienstes sieht ebenfalls eine einheitliche finanzielle Förderung statt Kindergeld, Kin-
derzuschlag und Kinder-Regelsätzen sowie der pauschalierten Förderung durch das Bil-
dungs- und Teilhabepaket vor, wobei es auch die Kinderfreibeträge in die entfallenden Leis-
tungen einbezieht. 

Alle Reformvorschläge betreffen auch Leistungen wie das Wohngeld oder Leistungen der 
Sozialgesetzbücher II und XII bzw. wirken sich in unterschiedlicher Form auf diese aus. 
Durch das höhere „Einkommen“ im Rahmen der Kindergrundsicherung sind weniger Fälle im 
Hartz IV-Bezug zu erwarten. Dies liegt vor allem daran, dass viele Beschäftigte im Niedrig-
lohnbereich auch nach Einführung des Mindestlohnes zwar einen ausreichenden Lohn für 
die eigene Existenzsicherung erzielen. Dieser reicht jedoch oft nicht für die Bedarfsdeckung 
mehrerer Familienmitglieder aus, sodass der oder die Beschäftigte aufgrund des Vorhan-
denseins von Kindern auf Hartz IV-Leistungen angewiesen ist (Lenze 201521). In nahezu 
allen Kindergrundsicherungskonzepten sollen Sonder- bzw. Mehrbedarfe beispielsweise für 
Kinder mit Behinderungen, besondere schulische Bedarfe, Mehrbedarfe für Alleinerziehende 
etc. weiterhin wie bisher vom Grundsicherungsträger übernommen werden.  

Eine Kindergrundsicherung wirkt sich auf verschiedene Rechtsgebiete aus: Sie muss bei-
spielsweise mit dem Unterhaltsrecht verzahnt werden, denn hier stellen sich etwa Fragen 
danach, welches Elternteil zum Erhalt der Kindergrundsicherung in welcher Höhe berechtigt 
ist. Einige Konzepte machen hierzu konkrete Angaben, wie z.B. das des Bündnis Kinder-

                                                           
21 Experteninterview mit Prof. Dr. jur. Anne Lenze, Professorin für Familien-, Jugendhilfe- und Sozialrecht am 
Fachbereich Sozialpädagogik der Hochschule Darmstadt, Juli 2015. 
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grundsicherung, welches die Kindergrundsicherung jeweils zur Hälfte beiden Elternteilen 
anrechnet und dabei die bestehende Unterhaltspflicht nach geltendem Recht beibehält. Im 
Konzept von Bündnis 90/Die Grünen ist verankert, dass die Kindergrundsicherung nur in den 
Haushalt fließt, in welchem das Kind lebt und solange es unterhaltspflichtig ist. Nach dem 
Reformvorschlag des VAMV, nach welchem die Kindergrundsicherung als Einkommen des 
Kindes gewertet werden soll, soll diese auf den unterhaltspflichtigen Bedarf des Kindes an-
gerechnet werden, wobei dies wiederum jeweils zur Hälfte bei beiden Elternteilen festzule-
gen ist. Bei allen Konzepten wäre hierbei zu prüfen, inwieweit das Unterhaltsrecht (z.B. auch 
in Bezug auf den staatlichen Unterhaltvorschuss) mit einer Kindergrundsicherung kompatibel 
ist. 

Weiterhin sind auch die Regelungen des Berufsausbildungs- und förderungsgesetzes (BA-
föG) betroffen. Die Kindergrundsicherung im Konzept des VAMV soll an Auszubildende bis 
zum Alter von 27 Jahren gezahlt werden, wobei die Ausbildungsvergütung angerechnet wird 
und ein Darlehen innerhalb der Ausbildungszeit von 250 Euro monatlich gewährt wird. Auch 
das Positionspapier des Landesverbandes Bremen des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes 
sieht eine reformierte Ausbildungsförderung ab der Volljährigkeit vor, welche jedoch nicht 
näher ausgeführt wird. Gleiches gilt für das Konzept von Bündnis 90/Die Grünen. Die Positi-
on des Bündnisses Kindergrundsicherung beinhaltet die Zahlung der Kindergrundsicherung 
bis zum 18. Lebensjahr. Für Schüler, Studenten und Auszubildende darüber hinaus sollen 
bis zum 25. Lebensjahr die Beträge des jetzigen Kindergeldes sowie zusätzlich 280 Euro 
monatlich gezahlt werden. Die Einführung einer Kindergrundsicherung steht damit auch in 
einem engen Zusammenhang mit den bestehenden gesetzlichen Regelungen der Ausbil-
dungsförderung und -beihilfe. Vielfach müssen die genauen Regelungen für die Gruppe der 
Heranwachsenden, die sich in Ausbildung oder Studium befinden, näher definiert und auf 
Rechtskonflikte hin überprüft werden. 

Es wird deutlich, dass die Einführung einer Kindergrundsicherung mehrere unterschiedliche 
Rechtsbereiche betrifft, was eine Prüfung der verfahrensmäßigen Kriterien auf Widersprüch-
lichkeiten erforderlich macht. Eine solche juristische Bewertung kann an dieser Stelle nicht 
geleistet werden, sondern muss durch rechtswissenschaftliche Gutachten erfolgen. Es exis-
tieren zwar bereits einige Gutachten, die sich mit den rechtlichen Gestaltungs- und Reform-
möglichkeiten im Rahmen des FLA auseinandersetzen. Diese beziehen sich jedoch nicht 
konkret auf Kindergrundsicherungskonzepte, sondern vielmehr auf Teilaspekte des FLA, wie 
beispielsweise die Bedeutung des Freibetrages für Betreuung, Ausbildung und Erziehung 
(Wieland 2011) oder aber das Rechtsgutachten über die Verfassungsmäßigkeit eines ein-
heitlichen und der Besteuerung unterworfenen Kindergeldes (Lenze 2008). 

Neben der Prüfung der Kompatibilität einzelner Regelungen in verschiedenen Rechtsberei-
chen erscheint die grundsätzliche Überlegung wichtig zu sein, ob eine Kindergrundsicherung 
im Sinne der in Abschnitt 3.2 ausgeführten grundrechtlichen und sozialpolitischen 
Grundvoraussetzungen umsetzbar und erstrebenswert ist. Dieses wird in den betrachteten 
Konzeptpapieren der Befürworter und Befürworterinnen bestenfalls am Rande angespro-
chen. In einigen Konzepten wird im Hinblick auf Gerechtigkeitsaspekte formuliert, dass der 
kindesbezogene Freibetrag Eltern mit höherem Einkommen aufgrund der höheren steuerli-
chen Entlastung privilegiert. Dies entspricht jedoch dem steuerlichen Leistungsprinzip eines 
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progressiven Einkommenssteuertarifs, nach dem eine höhere Steuerlast mit einer höheren 
Steuerentlastung durch Freibeträge einhergeht:  

„Indem bei der Ermittlung des zu versteuernden Einkommens Unterhalts- und Er-
ziehungsaufwendungen pauschaliert abgezogen werden, sorgt der Freibetrag für 
eine steuerliche Gleichbehandlung von Eltern und Steuerpflichtigen ohne Kinder. 
Ohne diesen Freibetrag müssten Eltern aufgrund ihrer kindesbezogenen Auf-
wendungen Steuern auf einen Teil ihres Einkommens zahlen, über den sie im 
Gegensatz zu Kinderlosen gar nicht frei verfügen. Insofern wird durch den Frei-
betrag eine Diskriminierung von Familien gegenüber Kinderlosen vermieden und 
eine gerechte Besteuerung nach Leistungsfähigkeit gewährleistet.“22 

Zunächst ist davon auszugehen, dass die Kinderfreibeträge, welche verfassungsrechtlich 
garantiert sind, durch eine Kindergrundsicherung nicht ohne Weiteres abgeschafft werden 
können. Ähnlich der Kindergeldregelung müssten die einkommensabhängigen Freibeträge 
bei einer wie auch immer ausgestalteten Kindergrundsicherung zumindest mitbeachtet wer-
den. Solange die Entlastungswirkung der Kindergrundsicherung der Steuerfreistellung des 
Existenzminimums entspricht, wäre dies verfassungsrechtlich kein Problem. Es müsste hier-
bei geprüft werden, ob die Entlastungswirkung der Kindergrundsicherung so hoch ist, dass 
Personen mit einem Spitzensteuersatz von 45 Prozent zumindest in der Höhe ihrer vom 
Bundesverfassungsgericht garantierten Kinderfreibeträge entlastet werden (Lenze 201523). 
Wenn dies nicht der Fall wäre, gäbe es allenfalls die Möglichkeit, dass für Personen mit ho-
hem Einkommen im Rahmen einer Günstigerprüfung die Kinderfreibeträge weiterhin bei der 
Steuerveranlagung berücksichtigt würden (wie im Falle der heutigen Kindergeldregelung). In 
diesem Fall wäre eine Kindergrundsicherung zumindest in den mittleren und hohen Einkom-
mensbereichen weiterhin wie das Kindergeld konzipiert, wobei es dann – wie in den meisten 
Konzepten gefordert – für geringere Einkommen entsprechend dem Existenzminimum höher 
ausfallen würde und mit steigendem Einkommen fallen würde. Hinzu kommt, dass der ver-
fassungsgerichtlich festgestellte Existenzminimum-Bedarf insgesamt für alle Kinder garan-
tiert sein muss (Gleichheitsgrundsatz). Dies betrifft nicht nur das sächliche Existenzminimum 
des Kindes, sondern auch den steuerlich anerkannten Betreuungs- und Erziehungsbedarf 
(Lenze 2008), welcher nicht durch die Leistungen des Bildungs- und Teilhabepaketes abge-
deckt wird. 

Entscheidender erscheint vor diesem Hintergrund, inwieweit die Kinderförderung im Nied-
rigeinkommensbereich (Kinderzuschlag, Kindergeld, Wohngeld und Unterhaltsvorschuss für 
Alleinerziehende) reformiert werden muss. Dies betrifft Einkommensbereiche, in denen die 
wirtschaftliche bzw. steuerliche Leistungsfähigkeit gering bzw. nicht vorhanden ist. Hier kön-
nen keine steuerlichen Entlastungen durch Freibeträge wirksam werden. In diesen Bereichen 
könnte geprüft werden, inwieweit bestehende Leistungen zusammengefasst und bedarfsab-
hängig gewährt werden können. Hierbei wären dann auch Alleinerziehende stärker zu be-
rücksichtigen als bisher (Lenze 201524).  

                                                           
22 Deutsches Steuerzahlerinstitut des Bundes der Steuerzahler. DSi kompakt Nr. 16. März 2015. 
23 Experteninterview mit Frau Prof. Dr. Anne Lenze, Juli 2015. 
24 Experteninterview mit Frau Prof. Dr. Anne Lenze, Juli 2015. 
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Wie in Abschnitt 3.2 beschrieben, wird im Artikel 6 GG die Institution der Ehe und Familie 
besonders durch den Staat geschützt und muss durch geeignete Maßnahmen gefördert 
werden. An dieser Stelle stellt sich die grundsätzliche Frage, ob dies durch eine rein monetä-
re Förderung gewährleistet werden kann bzw. welchen Stellenwert der infrastrukturelle Aus-
bau von Kinderbetreuungs- und Bildungseinrichtungen hat. Letzteres wird in den meisten 
Kindergrundsicherungskonzepten zwar angesprochen, jedoch fehlt eine Konkretisierung, wie 
die monetäre und infrastrukturelle Förderung nach diesen Konzepten zukünftig im Verbund 
aussehen könnte. Im Sinne der Chancengerechtigkeit (vgl. Abschnitt 3.2) und der bedeut-
samen Faktoren des kindlichen Wohlergehens (vgl. Abschnitt 3.3) müssen unterschiedliche 
Bedarfe durch unterschiedliche Maßnahmen befriedigt werden. Es spielen der Zugang zu 
Bildung und die kulturelle Teilhabe eine ebenso wichtige Rolle wie die Linderung materieller 
Armut, da dieser letztlich auch durch gesellschaftliche Teilhabe entgegengewirkt werden 
kann. Auch die Gleichberechtigung von Kindern aus unterschiedlichen Einkommensschich-
ten und ein Abbau der sozialen Segregation zugunsten von Integration und Inklusion lassen 
sich allein durch monetäre Transfers nicht erreichen. Weiterhin ist in Anbetracht der fami-
lienpolitischen Zielsetzungen (vgl. Abschnitt 3.1) der infrastrukturelle Ausbau im Hinblick auf 
Bildung, Betreuung und Gesundheit eine zentrale Aufgabe, die größter politischer Aufmerk-
samkeit bedarf. Konzepte einer Kindergrundsicherung müssen vor diesem Hintergrund ar-
gumentieren, wie sie neben dem entsprechenden Ausbau an Infrastrukturmaßnahmen um-
gesetzt und finanziert werden können. 

Ein weiterer Aspekt bezieht sich auf die von der Umsetzung des Reformvorhabens betroffe-
nen Institutionen, sowohl im Hinblick auf die Initiierung des Reformprozesses selbst als 
auch bezüglich der langfristigen Umsetzung. Welche Institution(en) ist/sind für die Umset-
zung des Vorhabens, die Einhaltung der Regelungen und die Überprüfung der Wirkungen 
verantwortlich? Hinsichtlich der Entscheidungsträger/innen werden in den Konzepten keine 
Ausführungen gemacht. Es ist jedoch in einem ersten Schritt wichtig, die politischen und wis-
senschaftlichen Fachkompetenzen zu bündeln und erfolgsversprechende politische Strate-
gien zu entwickeln. Frank Nullmeier spricht in diesem Zusammenhang von „Policy-
Strategien“ in Abgrenzung zu „Politics-Strategien“. In letzteren geht es eher um politische 
Konfliktlagen und Wahlkampftaktiken unter Zurückstellung von Sachthemen (Nullmeier 2010: 
120). Vielmehr steht hier der komplizierte Entwicklungs- und Auswahlprozess im Mittelpunkt, 
in welchem die richtigen Konzepte zur Bekämpfung von Kinderarmut strategisch entwickelt 
und Grundsatzfragen geklärt werden müssen (ebd.). An diesen Auswahl- und Entwicklungs-
prozess müssen sich sowohl politische Entscheidungsträger/innen als auch beratende Orga-
nisationen und Interessenverbände sowie wissenschaftliche Expertinnen und Experten betei-
ligen.  

Die Argumentation für oder gegen eine Kindergrundsicherung kann nach diesen Prozessen 
je nach Entscheidungsebene oder Zuständigkeitsressort unterschiedlich ausfallen. Wichtig 
ist hierbei, dass alle relevanten Akteure in der Entscheidungsfindung berücksichtigt werden. 
Wie in Abschnitt 4.2.3 dargestellt, ist beispielsweise auch die Zuständigkeit und Entschei-
dungskompetenz auf den föderalen Ebenen zu klären. Das im Juli 2015 vom Bundesverfas-
sungsgericht gefällte Urteil zur formalen Gesetzeskompetenz beim Betreuungsgeld besagt 
vereinfacht ausgedrückt, dass diese nicht auf Bundes-, sondern auf Landesebene angesie-
delt ist. Dies liegt an der Zuordnung der Leistung zum Bereich der öffentlichen Fürsorge, 
wobei die Leistung nicht direkt der Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im gesam-
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ten Bundesgebiet dient (BVerfG 2015, 1 BvF 2/13). Das Urteil hat gezeigt, dass der rechtli-
chen Prüfung auch hinsichtlich der betroffenen Entscheidungsebenen und Institutionen im 
Vorfeld eine hohe Relevanz zukommt. Für eine derart grundlegende Reform wie im Falle der 
Kindergrundsicherung gilt dies in besonderem Maße.  

Daran schließt sich auch die Frage nach den operativen Zuständigkeiten und dem damit ein-
hergehenden Verwaltungsaufwand an. Hierzu werden in den betrachteten Konzepten eben-
falls kaum Angaben gemacht. Lediglich die Auszahlung der Kindergrundsicherung wird in 
den Positionspapieren vom Bündnis Kindergrundsicherung, dem Diakonischen Dienst sowie 
dem Paritätischen Wohlfahrtsverband Landesverband Bremen genannt. Die Konzepte 
schlagen die Zahlung der Kindergrundsicherung an die Eltern per Antragsverfahren weiterhin 
durch die Familienkasse des Bundes vor. Inwieweit sich der Verwaltungsaufwand etwa durch 
die Antragsbearbeitung und -prüfung erhöht, wird jedoch nicht thematisiert. Sowohl die be-
troffenen Entscheidungsebenen und operativen Institutionen als auch erforderliche Umstruk-
turierungen und Veränderungen im Verwaltungsaufwand sollten aber in einer umfassenden 
Konzeption einer Kindergrundsicherung enthalten sein. 
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7 Reformvorschläge innerhalb des bestehenden Systems 

Während die bisher vorgestellten Konzepte der Kindergrundsicherung auf eine umfangreiche 
Neugestaltung im Bereich der monetären familienbezogenen Leistungen abzielen, gibt es 
auch Vorschläge für Reformen innerhalb des bestehenden Systems, z.B. von der SPD, dem 
DGB, des Deutschen Caritasverbandes oder der Evangelischen Arbeitsgemeinschaft für 
Familienfragen. Dabei zeichnet diese Konzepte aus, dass sie als Mittel zur Bekämpfung der 
Kinderarmut neben monetären Leistungen auch den Ausbau der Infrastruktur von Kinderbe-
treuung und frühkindlicher Bildung miteinbeziehen.  

Das Modell der SPD25 beinhaltet zwei zentrale Komponenten: Neben der materiellen Absi-
cherung von Familien beabsichtigt die SPD die Verbesserung des flächendeckenden Aus-
baus von Ganztagsangeboten in Kitas und Schulen. Im Rahmen des FLA sollen in erster 
Linie Geringverdienerinnen und Geringverdiener sowie Alleinerziehende stärker unterstützt 
werden. Hierzu strebt die SPD ein nach Einkommen gestaffeltes Kindergeld an, welches 
Eltern erhalten sollen, deren monatliches Bruttoeinkommen unter 3.000 Euro liegt und das 
maximal 324 Euro monatlich beträgt. Alle anderen Familien bekommen weiterhin das bishe-
rige Kindergeld. Das „Neue Kindergeld“ der SPD soll degressiv ausgestaltet sein, sodass 
Eltern bis zur o.g. Einkommensgrenze mit steigendem Einkommen weniger Kindergeld erhal-
ten. Der Kinderzuschlag geht in dem „Neuen Kindergeld“ auf, welches weiterhin von der Fa-
milienkasse durch ein vereinfachtes Antragsverfahren an die Eltern ausgezahlt werden soll.  

Das „Neue Kindergeld“ der SPD soll nach wie vor auf die Regelsätze der SGB II-Leistungen 
der Eltern angerechnet werden,  wobei ein eigenständiger Regelsatz für Kinder im ALG-II-
Bezug gefordert wird (Schwesig/Ziegler 2013). Im Zuge der Einführung des „Neuen Kinder-
geldes“ soll der 2002 eingeführte Freibetrag für Betreuung und Erziehung oder Ausbildung 
(BEA) abgeschafft werden, sodass die Entlastungswirkung über die Freibeträge bei höheren 
Einkommen unter das jetzige Kindergeldniveau sinkt. Auch die SPD hat sich insbesondere 
zu den verfassungsrechtlichen Fragen ihres Vorschlages den Rat von Expertinnen und Ex-
perten eingeholt und plant ein Gutachten, welches die Einsparungen z.B. im SGB II, beim 
Unterhaltsvorschuss oder beim BAföG durch die Einführung des „Neuen Kindergeldes“ bezif-
fern soll (Schwesig/Ziegler 2013). 

Insgesamt orientiert sich die SPD in ihrem Konzept stärker an übergeordneten familien- und 
sozialpolitischen Zielen, wie eine verbesserte Bildungsteilhabe von Kindern, der Verbesse-
rung des Ausbaus von Kinderbetreuungseinrichtungen etc. Diese übergeordneten Ziele und 
die Verbindung einer Kindergrundsicherung mit anderen politischen Reformen und Maß-
nahmen (z.B. Elterngeldregelung, Betreuungsgeld, U3-Kinderbetreuungsanspruch) bleiben 
in den vorgestellten Kindergrundsicherungskonzepten weitestgehend unberücksichtigt oder 
werden nur am Rande erwähnt. Das „Neue Kindergeld“ würde dem SPD-Positionspapier 
zufolge mit Bruttokosten in Höhe von rund zwei bis drei Mrd. Euro deutlich geringere finanzi-

                                                           
25 Informationen stammen vorwiegend aus: Schwesig/Ziegler (2013): Ein neues, gerechtes Kindergeld: Gerech-
tigkeit für Familien – Entlastung für Geringverdienende. Hintergrundpapier. 
https://www.spd.de/scalableImageBlob/85298/data/20130109_hintergrundpapier_kindergeld-data.pdf. Stand: Juli 
2015 
SPD-Parteivorstand (2011): Familienland Deutschland: Eckpunkte einer sozialdemokratischen Familienpolitik. 
Leitantrag. Beschluss des Parteivorstandes vom 26.09.2011. 
https://www.spd.de/linkableblob/17738/data/20110926_leitantrag_familie.pdf. Stand Juli 2015. 

https://www.spd.de/scalableImageBlob/85298/data/20130109_hintergrundpapier_kindergeld-data.pdf
https://www.spd.de/linkableblob/17738/data/20110926_leitantrag_familie.pdf
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elle Aufwendungen bedeuten. Die Nettokosten sollen durch ein Gutachten noch genau bezif-
fert werden.  

Ähnlich den Reformvorschlägen der SPD spricht sich der DGB26 für eine Reform innerhalb 
des bestehenden Leistungssystems aus. In einem Experteninterview mit dem DGB-
Bundesvorstand27 wurde deutlich, dass neben den monetären familienbezogenen Leistungen 
den Infrastrukturleistungen eine ebenso große Bedeutung zukommt. Dies bedeutet, dass ein 
Mix aus Geldleistungen und einer guten arbeitsmarkt-, bildungs-, und gesundheitspolitischen 
Infrastruktur geschaffen werden muss. Zu nennen sind hierbei etwa eine gebührenfreie Bil-
dung vom Kindergarten bis zur Universität, eine gute Betreuungsinfrastruktur sowie ein aus-
reichend hoher flächendeckender Mindestlohn und die Vermeidung von Unterbeschäfti-
gung.28  

Im Hinblick auf die monetäre Leistungen ist die Erhöhung bzw. Neukonzipierung der Kinder-
Regelsätze im Hartz IV-Bereich ein zentraler Punkt der DGB-Vorschläge, da von diesen Re-
gelsätzen sehr viele weitere Sozialleistungen abgeleitet werden. Hierzu sollte eine Experten-
kommission aus Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern und beispielsweise Sozialver-
bänden gebildet werden, die dem Gesetzgeber einen Vorschlag macht, wie hoch der Regel-
bedarf für ein Kind in Deutschland sein müsste (Kolf 2015). Der Kinder-Regelsatz sollte nach 
Ansicht des DGB als eine eigenständige Größe unter Berücksichtigung des notwendigen 
Bedarfs von Kindern festgelegt werden, wobei auch die bildungsbezogenen Ausgaben ein-
bezogen werden müssen (DGB Bundesvorstand 2008: 8). Diese wurden zwar durch das 
2011 eingeführte Bildungs- und Teilhabepaket berücksichtigt, nach Meinung des DGB reicht 
dessen Höhe jedoch nicht (Kolf 2015).  

Weiterhin setzt sich der DGB für den Ausbau der „Hartz IV-vorgelagerten“ Leistungen ein. 
Diese umfassen neben dem Wohngeld und dem Arbeitslosengeld I vor allem den Kinderzu-
schlag. Auf diese Weise soll Armut verhindert werden, die etwa aufgrund zu hoher Unter-
kunftskosten oder aus dem Vorhandensein von Kindern resultiert. Der Vorteil dieser Leistun-
gen gegenüber einer Kindergrundsicherung bestehe darin, dass sie die gesamte Familie in 
den Blick nehmen und damit aus dem Hartz IV-Bezug „herausholen“ können. Hier ließe sich 
nach Meinung von Kolf mit relativ geringem monetären Aufwand eine hohe Wirkung erzielen, 
was auch durch das angesprochene Gutachten von Becker und Hauser (2010) sowie die 
Ergebnisse der Gesamtevaluation der ehe- und familienbezogenen Leistungen bestätigt wird 
(Bonin et al. 2013). Zum Ausbau des Kinderzuschlags existieren neben der Anhebung auf 
mindestens 200 Euro detaillierte Einzelvorschläge, wie etwa eine Altersstaffelung, die Strei-
chung der Höchsteinkommensgrenze oder die Reduzierung der Anrechnungsquote bei 
                                                           
26 An der Schnittstelle von Arbeitsmarkt-, Sozial- und Familienpolitik erscheint es für Gewerkschaften eine zentra-
le Aufgabe, sich mit den Bedürfnissen und Lebenslagen der Beschäftigten auseinander zu setzen. Die Bekämp-
fung von Armut in Verbindung mit einer aktivierenden Arbeitsmarktpolitik sind dabei ebenso wichtige Themenbe-
reiche wie der Wandel von beruflichen und privaten Lebenswirklichkeiten der Beschäftigten. Der Deutsche Ge-
werkschaftsbund (DGB) befasst sich seit jeher mit diesen Entwicklungen und hat beispielsweise im Mai 2008 
gemeinsam mit seinen Einzelgewerkschaften ein Positionspapier gegen Kinderarmut beschlossen. Die nachfol-
genden Ausführungen beziehen sich sowohl auf dieses Positionspapier als auch auf ein Experteninterview, wel-
ches im Juni 2015 mit Ingo Kolf (DGB-Bundesvorstand, Fachabteilung Arbeitsmarktpolitik), geführt wurde. Dane-
ben wurde auch die Dokumentation eines Workshops der Evangelischen Akademie Loccum einbezogen. 
27 Experteninterview, welches im Juni 2015 mit Ingo Kolf geführt wurde (DGB-Bundesvorstand, Fachabteilung 
Arbeitsmarktpolitik). 
28 Siehe hierzu „Arbeitsmarkt aktuell ‚Kinderarmut und Elternarmut: Neue gesellschaftliche Initiative notwendig‘“,  
http://www.dgb.de/-/rKS. 
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Nichterwerbseinkommen von 100 auf 70 Prozent (siehe hierzu z.B. Kolf 2010: 47ff). Letzte-
res ermöglicht es Alleinerziehenden Kinderzuschlag zu bekommen, bei denen dieser bisher 
mit dem Einkommen aus Unterhaltsleistungen verrechnet wurde. Für Alleinerziehende sollte 
in diesem Zusammenhang auch die Einrechnung eines Mehrbedarfs eingeführt werden (Kolf 
2015).  

Der FLA sollte nach Auffassung des DGB dahingehend reformiert werden, dass der Freibe-
trag für Betreuung, Erziehung und Ausbildung abgeschmolzen wird, um so die Schere zwi-
schen höherer Steuerentlastung durch Kinderfreibeträge und der Förderleistung des Kinder-
geldes stärker als bisher zu schließen und den Dualismus im FLA schrittweise zu senken 
(Kolf 2015). Die Grundidee beinhaltet ein einkommensabhängiges Kindergeld ähnlich dem 
„Neuen Kindergeld“ der SPD, wobei dieses mit einer Abschaffung des Kinderzuschlags ein-
hergeht. Als weiterer Kritikpunkt am derzeitigen FLA werden vom DGB die stärker auf die 
Ehe anstatt auf die Familie bezogenen Leistungen, wie beispielsweise das Ehegattensplitting 
oder die beitragsfreie Mitversicherung von Ehegatten, die nicht erwerbstätig sind, genannt 
(ebd.). 

Vor dem Hintergrund, dass neben monetären Leistungen auch weitereichende Verbesserun-
gen der Infrastruktur zu leisten sind, kritisiert der DGB an den bestehenden Kindergrundsi-
cherungskonzepten, dass diese ein zu hohes finanzielles Volumen binden. Dieses stünde 
dann nicht mehr für den Ausbau der Infrastrukturleistungen zur Verfügung bzw. die Gegenfi-
nanzierung ist vielfach ungeklärt oder lückenhaft (Kolf 2015). Weiterhin wird auch die Vertei-
lungsgerechtigkeit kritisiert, die einer pauschalen Grundsicherungsleistung zugrunde gelegt 
wird: Ob eine relativ hohe Kindergrundsicherung für alle Eltern dadurch sozial gerecht gestal-
tet ist, dass sie „im Nachgang“ über die Einkommenssteuer umverteilt wird, könne bezweifelt 
werden angesichts der vielen Steuervermeidungs- oder Steuerverkürzungsmöglichkeiten des 
Einkommenssteuerrechts (Kolf 2015). 

Darüber hinaus werfen die Konzepte einer pauschalen kindbezogenen Leistung die Frage 
auf, wie mit der Verschiebung der Förderleistungen zwischen den föderalen Ebenen umge-
gangen werden soll. Wenn der Bund die Kindergrundsicherung an die Eltern auszahlt, dafür 
aber Leistungen wie Wohngeld, BAföG, Unterhaltsvorschuss etc. gestrichen werden, die 
derzeit im Verantwortungsbereich der Länder oder Kommunen stehen, dann würde dies mit 
weitreichenden Veränderungen im Länderfinanzausgleich einhergehen. Diese und weitere 
Unwägbarkeiten können durch einen grundlegenden Systemwechsel wie im Falle der Kin-
dergrundsicherung im Vorfeld kaum abgeschätzt und kontrolliert werden (Kolf 2015).  
 
Der Deutsche Caritasverband (DCV) hat sich in einem Positionspapier 2014 für eine Re-
form des bestehenden Kinderzuschlags ausgesprochen, wobei Kinder- und Wohngeld erhal-
ten bleiben sollen.29 Er möchte damit die Souveränität von Familien mit geringem Erwerbs-
einkommen stärken, sodass deren Existenz gesichert ist, ohne auf das System des SGB II 
angewiesen zu sein (DCV 2014). Ein zentraler Punkt im Reformvorhaben des DCV ist die 
Absenkung der Abschmelzrate bei Überschreitung der Bemessungsgrenze von 50 Prozent 
auf 30 Prozent. Hierdurch sollen mehr Familien den Kinderzuschlag erhalten und nicht auf-
grund ihrer Kinder in den ALG-II-Bezug geraten. Eine hohe Abschmelzrate (Einkommensan-
                                                           
29 Deutscher Caritasverband (2014): Souveränität von Familien mit geringem Einkommen stärken. Position des 
Deutschen Caritasverbandes zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung. In: neue caritas 22/2014. 
Siehe hierzu auch: Deutscher Caritasverband (2008): DCV-Vorschlag zur Bekämpfung der Kinderarmut. In: neue 
caritas-spezial. Politik, Praxis, Forschung. Oktober 2008. 
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teil, der auf den Kinderzuschlag angerechnet wird) birgt nach Meinung des DCV einen gerin-
gen Arbeitsanreiz. Ein höheres Erwerbseinkommen führe bei gleichzeitigem Abschmelzen 
des Kinderzuschlags „unterm Strich“ nicht zu mehr Nettoeinkommen. In Verbindung mit die-
ser Forderung sollte die Höchsteinkommensgrenze, durch welche der Bezug des Kinderzu-
schlags abrupt endet, abgeschafft werden. Die Höchstgrenze bewirke, dass Familien, deren 
Einkommen diese übersteigt, netto weniger Geld zur Verfügung steht als zuvor.  

Weitere wesentliche Reformvorschläge des DCV sind die Einführung eines Wahlrechts zwi-
schen ALG-II-Bezug und dem Bezug des Kinderzuschlages zur Linderung von verdeckter 
Armut sowie die Dynamisierung des Kinderzuschlages, indem dieser an die steigenden Re-
gelbedarfe und Unterkunftskosten angepasst wird. Wie fast alle hier angesprochenen Partei-
en und Verbände plädiert der DCV für eine Reform der Regelungen für Alleinerziehende: 
Einkünfte und Vermögen von Kindern Alleinerziehender (wie z.B. Unterhaltszahlungen) sol-
len bei der Berechnung des Kinderzuschlags dem kindergeldberechtigten Elternteil als Ein-
kommen zugrechnet werden, sodass Alleinerziehende stärker vom Kinderzuschlag profitie-
ren (DCV 2014).  
 
Die Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Familienfragen (eaf) stellt ebenfalls den quan-
titativen und qualitativen Ausbau der familienbezogenen sozialen Infrastruktur (vor allem in 
den Bereichen Bildung, Betreuung und Gesundheit) in den Vordergrund.30 Als gezielte mate-
rielle Unterstützungsleistungen für einkommensschwache Familien schlägt die eaf eine Ver-
besserung des FLA sowie den zügigen Ausbau zentraler und realer Förder- und Unterstüt-
zungsleistungen von Kindern und Familien vor. Konkret soll ein transparentes einheitliches 
Kindergeld in angemessener Höhe geschaffen werden. Hierzu sollen Kinderfreibetrag und 
Kindergeld in einem einheitlichen Kindergeld für alle in Höhe des verfassungsrechtlich gebo-
tenen Entlastungsbetrages beim oberen Grenzsteuersatz zusammengeführt werden. Im 
Rahmen des SGB-II-Bezuges spricht sich die eaf für eine nachvollziehbare Berechnung der 
Kinder-Regelsätze aus. Hierbei sollte sich der bildungsspezifische Bedarf an einem durch-
schnittlichen kindspezifischen Bedarf orientieren, um auch Kindern in finanziell schlechten 
Verhältnissen gute Startchancen zu eröffnen (eaf 2010). 

Die eaf kritisiert an den bestehenden Kindergrundsicherungskonzepten in erster Linie, dass 
diese nicht über die monetäre Sicherstellung des existenziellen Minimums hinausgehen und 
somit den individuellen und vielfältigen Bedarfen von Kindern nicht gerecht werden. Um 
Chancengerechtigkeit für alle Kinder nachhaltig zu fördern, sei ein ausgewogenes System 
von monetärer und infrastruktureller Unterstützung notwendig (eaf 2010). Weiterhin wird ne-
ben grundlegenden ordnungspolitischen Bedenken angeführt, dass die Konzentration auf 
eine monetäre Leistung problematische Konkurrenzen zu anderen Förderleistungen bewir-
ken kann. Letztlich dürften durch eine einseitige kostenintensive Förderleistung wichtige mo-
netäre und infrastrukturelle Förderungen nicht verzögert oder verhindert werden. Die eaf be-
tont in diesem Zusammenhang die Notwendigkeit, zeitnah aktuell dringend notwendige Ver-
besserungen an gezielten wirtschaftlichen Entlastungen sowie an konkreten praktischen, 
sozialen Hilfen für Familien zu realisieren (ebd.). 

 

  
                                                           
30 Evangelische Arbeitsgemeinschaft für Familienfragen (2010): Familienpolitische Informationen. eaf-Position zu 
Vorschlägen einer Kindergrundsicherung. 
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8 Fazit 

Die Einführung einer Kindergrundsicherung würde einen tiefgreifenden Systemwechsel der 
familienbezogenen Leistungen bedeuten, mit welchem zahlreiche politische und rechtliche 
Voraussetzungen und Konsequenzen verbunden sind. Dies gilt zweifelsohne für alle betrach-
teten Konzepte, die einen Systemwechsel beinhalten würden. Vor allem die betrachteten 
Parteipositionen sowie die Reformvorschläge innerhalb des bestehenden Systems beinhal-
ten jedoch auch kurzfristige Zielsetzungen, welche als Sofortmaßnahmen zur Bekämpfung 
von Kinderarmut wirken können, wie etwa die Erhöhung der kindesbezogenen Hartz IV-
Regelsätze oder Änderungen des Kinderzuschlages. Es kann an dieser Stelle keine ab-
schließende Bewertung einzelner Konzepte im Sinne eines Rankings geleistet werden, da in 
einigen Konzeptpapieren große Lücken zu zentralen Punkten vorliegen, deren Berücksichti-
gung bei der Konzeption einer Kindergrundsicherung unverzichtbar wäre.  

Neben den übergeordneten familien-, sozial- und arbeitsmarktpolitischen Zielsetzungen spie-
len auch grundrechtliche und sozialpolitische Voraussetzungen eine zentrale Rolle, z.B. Fra-
gen der Bedarfs-, Chancen- und Leistungsgerechtigkeit. Hier lassen die betrachteten Kon-
zepte viele Fragen offen. Von größter Bedeutung jedoch ist die Frage, wie Kinder gefördert 
werden können und was sie für ein gutes und gesundes Aufwachsen brauchen. Das materi-
elle Wohlbefinden kann hierbei nicht der alleinige Maßstab sein. Besonders die Förderung 
und das gesundheitliche Wohlbefinden von Kindern gilt es im Sinne einer ganzheitlichen und 
nachhaltigen Familienpolitik zu unterstützen. Hierbei muss stets die gesamte Familie in den 
Blick genommen werden, da sich die Lebens- und Einkommensverhältnisse der Eltern auf 
die Schlüsselaspekte kindlichen Wohlergehens auswirken und Kinderarmut stets im Zusam-
menhang mit Familienarmut steht.  

Gerade in Bezug auf Bildung kommt dem Ausbau und der Verbesserung von Kinderbetreu-
ungs- und Bildungseinrichtungen eine Schlüsselrolle zu, welche auch ein zentrales familien-
politisches Ziel darstellt. Die Untersuchung der bestehenden Kindergrundsicherungskonzep-
te hat gezeigt, dass die Förderung der Infrastruktur in den Positionen neben der monetären 
Förderung ebenfalls als wichtig angesehen wird. Es fehlen aber konkrete Vorschläge, wie 
eine Kindergrundsicherung mit sehr hohem Finanzvolumen und der Ausbau der Infrastruktur 
für Bildung und Betreuung gemeinsam finanziert werden sollen. Vorschläge zur Förderung 
der Infrastruktur und der entsprechenden Finanzierung werden nicht näher konzeptualisiert. 
An dieser Stelle wären etwa Modellrechnungen erforderlich, wie die Kosten sich auf die mo-
netäre und infrastrukturelle Förderung verteilen. Dabei ergeben sich in der Folge der födera-
len Zuständigkeiten und Finanzierungsverpflichtungen Fragen, die im Zusammenhang der 
bestehenden rechtlichen Rahmenbedingungen nicht zu beantworten sind. Die finanzielle 
Situation der Familie stellt ohne Frage die Basis für die weitere Entwicklung der Kinder dar, 
denn sie entscheidet mit darüber, welche Bildungs- und Teilhabechancen die Kinder im wei-
teren Leben haben. Diese Basis muss gesichert sein, etwa über die Regelsätze im Grundsi-
cherungsrecht und den Kinderzuschlag, damit Kindern die Teilhabe am gesellschaftlichen 
Leben ermöglicht wird und Eltern nicht aufgrund des Vorhandenseins von Kindern in den 
Hartz IV-Bezug „rutschen“. Eine qualitativ hochwertige, ausreichend vorhandene und frei 
zugängliche Betreuungs- und Bildungsinfrastruktur ist jedoch ebenso bedeutsam, damit Kin-
der die Bildungs- und Teilhabechancen auch konkret nutzen und ihrer Entwicklung sowie 
ihren Lebensverhältnissen entsprechend gefördert werden können. 
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Die in der vorliegenden Expertise erarbeiteten Indikatoren „Zielsetzung und Zielerreichung“, 
„konkrete Ausgestaltung“ und „Auswirkungen auf andere Leistungen und Rechtsgebiete“ 
enthalten eine Vielzahl an Einzelindikatoren, die in den betrachteten Konzeptpapieren in un-
terschiedlichem Maße berücksichtigt wurden. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass 
neben dem wenig thematisierten Bereich der übergeordneten Zielsetzung vor allem die 
rechtlichen Konsequenzen, Auswirkungen auf andere Leistungen sowie betroffene Institutio-
nen vernachlässigt wurden. Eine ganzheitliche Betrachtung der weitreichenden Konsequen-
zen ist jedoch gerade hinsichtlich einer solchen grundlegenden Systemveränderung beson-
ders wichtig. Die Kindergrundsicherungskonzepte sind in dieser Hinsicht noch nicht umfas-
send genug ausgearbeitet oder – abgesehen von den angesprochenen Ausnahmen – nicht 
durch rechtswissenschaftliche Gutachten untersucht worden.  

Die Befürworter/innen der Kindergrundsicherung argumentieren häufig mit der Vereinfa-
chung und Transparenz des Verfahrens. Eine solche Vereinfachung muss jedoch in den 
meisten Konzepten relativiert werden, da Sonder- und Mehrbedarfe z.B. für besondere schu-
lische Bedarfe, Unterkunfts- oder Ausbildungskosten weiterhin separat beantragt und ge-
währt werden müssen. Dies zeigt deutlich, wie feingliedrig und vielschichtig die Bedarfe von 
Kindern und Familien sind. Kinder in Familien mit besonderen Lebensumständen, wie Ein-
kommensarmut, Arbeitslosigkeit, mangelnder Integration oder psychosozialen Problemen 
usw. haben besonderen Unterstützungs- und Förderungsbedarf. Die Unterstützung sollte in 
diesem Sinne konkret auf die Familien zugeschnitten sein, was etwa die Vernetzung ver-
schiedener Akteure und Leistungen in der Infrastruktur vor Ort leisten kann. Eine Pauschal-
leistung, wenn auch mit einkommenssteuerlicher Abstufung, erscheint vor dem Hintergrund 
unterschiedlicher Bedarfe und Lebenslagen daher eher kontraproduktiv.  

Auch die regionalen Unterschiede in der Kinderarmut (siehe Abschnitt 2.1) unterstreichen, 
dass eine flächendeckende Förderung nicht die beste Lösung sein kann, sondern dass eher 
zielgerichtet gefördert werden sollte. In strukturschwachen Regionen kann dies auch ar-
beitsmarktpolitische Maßnahmen beinhalten, da die Kinderarmut meist darauf zurückzufüh-
ren ist, dass Eltern arbeitslos oder im Niedriglohnsektor beschäftigt sind. Auf diese Weise 
wird den Ursachen von Armut entgegengewirkt und nicht nur den Symptomen. Aktivierende 
arbeitsmarktpolitische Elemente beinhalten auch die bestehenden familienbezogenen Leis-
tungen, wie z.B. der Kinderzuschlag. Dieser wird nur in Verbindung mit der Erzielung eige-
nen Einkommens gewährt und nicht im Rahmen des Hartz IV-Bezuges. Die Zielsetzung da-
hinter ist, dass Eltern trotz Erwerbseinkommen nur aufgrund des Vorhandenseins von Kin-
dern nicht auf Grundsicherung angewiesen sein sollen (siehe auch Abschnitt 2.2). Dies bein-
haltet auch, dass es sich für Eltern lohnt, ein eigenes (wenn auch relativ geringes) Erwerbs-
einkommen zu erzielen. Inwieweit dieser aktivierende arbeitsmarktbezogene Effekt durch die 
Kindergrundsicherung erhalten bleibt, ist fragwürdig. Insgesamt erscheint die Wirkung der 
Kindergrundsicherung auf das elterliche Arbeitsangebot und damit auf die relative Einkom-
menssituation der Familie noch offen. Es kann weder eine familien- noch eine arbeitsmarkt-
politische Zielsetzung sein, dass sich Erwerbseinkommen von Familien in Richtung einer 
reinen Transferzahlung verschieben. Dieses Risiko besteht, wenn der arbeitsmarktbezogene 
Anreiz (wie im Kinderzuschlag verankert) durch eine relativ hohe pauschale Kindergrundsi-
cherung entfällt.  

Das Verhältnis von Familien- und Erwerbsarbeit wird in den betrachteten Konzepten der Kin-
dergrundsicherung überhaupt nicht thematisiert, obwohl gerade die Förderung der Mütterer-
werbstätigkeit (etwa durch Einführung des ElterngeldPlus) und die stärkere Einbindung von 
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Vätern in die Familienarbeit erklärte familienpolitische Ziele sind. Es stellt sich hierbei die 
Frage, inwieweit der stärkeren Einbindung von Frauen in den Arbeitsmarkt durch eine pau-
schale Transferleistung wie der Kindergrundsicherung entgegengewirkt wird, die mit steigen-
dem Erwerbseinkommen sinken würde. Hierzu wären ebenfalls Modellrechnungen erforder-
lich, die aufzeigen, für welche Eltern es sich eher lohnen würde, kein eigenes Erwerbsein-
kommen zu erzielen, um stattdessen die volle Kindergrundsicherung zu erhalten. Der Rück-
zug aus dem Arbeitsmarkt würde dann unweigerlich zum größten Teil Frauen betreffen, da 
sie meist ein geringeres Einkommen erzielen, was letztlich die traditionelle Verteilung von 
Familien- und Erwerbsarbeit zementiert. Viele Maßnahmen der Arbeitszeitflexibilisierung und 
Teilzeitregelungen für eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Familie liefen dann – zu-
mindest für diese Gruppe – ins Leere. 

Wichtig erscheint im Hinblick auf die betrachteten Reformvorschläge weiterhin die Frage, 
was überhaupt kurz-, mittel- oder langfristig politisch umsetzbar ist. Wo liegen die Schnitt-
mengen in der Realpolitik und was ist tatsächlich im Bundeshaushalt sowie in den Länder- 
und Kommunalhaushalten umsetzbar? Hieran schließt sich auch die Frage an, wie der Fi-
nanzausgleich auf föderaler Ebene aussehen müsste, wenn der Bund eine hohe finanzielle 
Förderung an die Eltern zahlt, welche teilweise durch die Einkommenssteuer gegenfinanziert 
ist. Viele der bestehenden familienbezogenen Leistungen, die sich derzeit im Verantwor-
tungsbereich der Länder und Kommunen befinden, müssten u. U. wegfallen und in die Ver-
antwortung des Bundes verschoben werden. Dies macht deutlich, welche Veränderungen 
nicht nur inhaltlicher Art und nicht nur auf die Betroffenen bezogen, sondern auch im Hinblick 
auf das gesamte bestehende System des FLA sowie darüber hinaus der sozialpolitischen 
Transfers eine Kindergrundsicherung mit sich bringen würde. Vor diesem Hintergrund sind 
die betrachteten Konzepte nicht umfassend und tiefgreifend genug ausgearbeitet. Die hier 
entwickelten Indikatoren zur vergleichbaren Bewertung der Konzepte auf der Ebene normati-
ver, verfahrensmäßiger und verhaltenssteuernder Kriterien (siehe Abschnitt 4) sollten in ei-
ner neuen Gesamtkonzeption und in der Diskussion sämtlich berücksichtigt werden. 

Die Diskussion um die Bekämpfung von Kinder- bzw. Familienarmut sollte sich weiterhin 
stärker mit den Reformoptionen innerhalb des bestehenden Systems von familienbezogenen 
Leistungen auseinandersetzen (siehe Abschnitt 7). Wie etwa im Hinblick auf das „Neue Kin-
dergeld“ der SPD und die Forderungen des DGB hat sich gezeigt, dass hier viele Vorschläge 
auf dem Tisch liegen, die politisch zumindest mittelfristig umsetzbar wären. Dies betrifft etwa 
die Erhöhung der Kinder-Regelsätze im Hartz IV-Bezug oder auch die Erhöhung bzw. 
Neujustierung des Kinderzuschlages, der Unterhaltsregelungen, des Freibetrages für Allein-
erziehende usw. Im Rahmen des FLA wird häufig kritisiert, dass die Entlastung durch die 
Kinderfreibeträge in einkommensstärkeren Familien höher ist als in einkommensschwachen 
Familien, auch wenn dies verfassungsrechtlich keine Privilegierung dieser Familien darstellt 
(siehe Abschnitt 2.2). Als Kompromisslösung wird der Kindergrundfreibetrag diskutiert, nach 
welchem die Steuerpflicht erst für ein Einkommen oberhalb von Grundfreibetrag und Kinder-
grundfreibetrag beginnt und der Entlastungsbetrag pro Kind damit gleich wäre (Arndt-Brauer 
2011:19). Auch ein einkommenssteuerabhängiges Kindergeld prägt weiterhin die Diskussion 
um eine Reform des FLA. Vorteilhaft im bestehenden System erscheint schließlich, dass 
ebendiese verschiedenen Stellschrauben für eine zielgerichtete Förderung von Kindern und 
Familien existieren. Durch die Beteiligung unterschiedlicher Akteure und politischer Ebenen 
entsteht damit eine gemeinsame Verantwortung für die Bekämpfung von Armut, eine kindge-
rechte Förderung sowie eine ganzheitliche und nachhaltige Familienpolitik.  
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